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Kompass 2024

VORWORT

Seit mehr als drei Jahrzehnten veröffentlichen terre des 
hommes und die Welthungerhilfe nun den Kompass – Zur 
Wirklichkeit der deutschen Entwicklungspolitik. In den letz-
ten Jahren sind wir dabei Zeug*innen einer zunehmend 
multipolar ausgerichteten Weltordnung geworden. Zu-
gleich erleben wir eine Polykrise, die ihr Gesicht in Form 
einer steigenden Anzahl von Kriegen und Konflikten, der 
anhaltenden Folgen der Corona-Pandemie, einer sich ver-
schärfenden Klimakrise und wachsender Fragilität zeigt. 

Die Auswirkungen sind verheerend, wie die aktuelle Si-
tuation in zahlreichen Ländern und Regionen – darunter 
die Ukraine, Jemen, der Gazastreifen, Sudan und die Sa-
helzone – verdeutlicht. Rund drei Milliarden Menschen 
bleibt das fundamentale Menschenrecht auf angemesse-
ne Ernährung weiterhin verwehrt, und die Zahl derjeni-
gen, die akut hungern, ist mit 281,6 Millionen alarmie-
rend hoch. Besonders stark betroffen sind dabei Frauen, 
Jugendliche und Kinder. Die deutsche Entwicklungspoli-
tik muss geeignete Wege finden, mit der zunehmenden 
Komplexität umzugehen und ihren Beitrag zu leisten, 
die wachsenden Bedarfe zu decken. Das kann nur gelin-
gen, wenn sie ihre Anstrengungen weiter verstärkt und 
bestehende Konzepte an die veränderten Rahmenbedin-
gungen anpasst. 

In diesem Jahr legen wir mit dem Kompass den Fokus 
auf die Afrikapolitik der Bundesregierung und die Über-
arbeitung ihrer afrikapolitischen Leitlinien. Dabei gilt es, 
das überholte Narrativ vom „Krisenkontinent Afrika“ zu 
überwinden und die Rolle Afrikas als umworbener Part-
ner anzuerkennen. Gleichzeitig müssen neue Strategien 
für den Umgang mit der zunehmend fragilen Lage gefun-
den werden, die zahlreiche Länder prägt. Gerade in der 
Sahelzone stoßen mehrere sich einander verstärkende 
Krisen auf klare geo- und sicherheitspolitische Interes-
sen Deutschlands. Steigende Ernährungsunsicherheit 
und zunehmende humanitäre Bedarfe erhöhen die Not-
wendigkeit, den Menschen mit lebensrettender Sofort-
hilfe, aber auch mit langfristiger Entwicklungsunterstüt-
zung beiseitezustehen, während die politische Volatilität 
in der Region aber genau dies erschwert. 

Vor diesem Hintergrund betrachten wir den Rückgang der 
deutschen öffentlichen Entwicklungsleistungen (ODA) 
im Jahr 2023 mit großer Sorge. Erstmalig seit 2019 sind 
die ODA-Ausgaben der Bundesregierung gemessen am 
Bruttonationaleinkommen wieder gesunken; das betrifft 
insbesondere die bereitgestellten Mittel für Ernährungs-
sicherung und ländliche Entwicklung.

Neueste Berechnungen zeigen, dass jede Verzögerung 
beim Erreichen von „Zero Hunger“ bis 2030 zu massiven 
Kostensteigerungen führt. Wurde 2020 noch geschätzt, 
dass hierfür Investitionen in Höhe von jährlich 30 Mil-
liarden Euro notwendig sind, liegen die Schätzungen 
heute bereits bei 93 Milliarden Euro jährlich.1

Die aktuellen Haushaltsverhandlungen der Bundesre-
gierung lassen befürchten, dass sich der Abwärtstrend 
der deutschen ODA durch den verstärkten fiskalischen 
Druck fortsetzt. Angesichts dessen sind die gezielten Be-
mühungen bestimmter politischer Kräfte, die Legitimität 
der Entwicklungszusammenarbeit in den Augen der Öf-
fentlichkeit zu untergraben, äußerst besorgniserregend.

Mit unserem Kompass plädieren wir eindringlich dafür, 
die geplanten Mittelkürzungen für die Entwicklungszu-
sammenarbeit und humanitäre Hilfe zurückzunehmen. 
Aus unserer langjährigen Erfahrung als international 
tätige Nichtregierungsorganisationen wissen wir, dass 
es selbst unter den schwierigsten Bedingungen, wie sie 
in fragilen Kontexten vorherrschen, möglich ist, die 
Lebensgrundlagen der Menschen, ihre Ernährungssitu-
ation und auch die Menschenrechtslage zu verbessern. 
Dafür braucht es adäquate und kohärente Strategien und 
einen starken Einsatz der Bundesregierung für die Zivil-
gesellschaft und für Partnerorganisationen vor Ort. Die 
Richtschnur dafür hat sie mit ihrem Menschenrechts-
konzept selbst vorgegeben.

MATHIAS MOGGE 
Generalsekretär / Vorstandsvorsitzender 

Welthungerhilfe

JOSHUA HOFERT
Vorstandssprecher von 

terre des hommes
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ENTWICKLUNGSPOLITISCHE  
EMPFEHLUNGEN  

AN DIE BUNDESREGIERUNG

Entwicklungsfinanzierung: 
Kontinuität und  

verlässliche Zusammenarbeit 
gewährleisten

 ◆ Als drittgrößte Wirtschaftsmacht 
der Welt muss Deutschland selbst 
in einer schwierigen Haushaltslage 
weiterhin eine wichtige Rolle beim 
Erreichen der globalen Nachhaltig-
keitsziele (Sustainable Development 
Goals, SDGs) spielen.

 ◆ Angesichts des zunehmenden 
Hungers, der steigenden Zahl ge-
waltsamer Konflikte und der sich 
verschärfenden Klimakrise darf die 
Bundesregierung ihren Beitrag für 
die öffentliche Entwicklungszusam-
menarbeit (ODA) nicht zurückfah-
ren. Sie muss am Ziel, mindestens 
0,7 Prozent ihres Bruttonational-
einkommens (BNE) für die ODA 
bereitzustellen, festhalten.

1  ◆ Die Entwicklungszusammen-
arbeit muss dazu beitragen, dass der 
Hunger in der Welt wieder redu-
ziert wird. Die aktuellen massiven 
Kürzungen im Bereich Ernährungs-
sicherung müssen daher rückgängig 
gemacht werden.

 ◆ Die ärmsten Länder und fragile 
Kontexte dürfen nicht aus dem 
Blick geraten. Das Ziel, 0,2 Prozent 
des BNE für die sogenannten am 
wenigsten entwickelten Länder 
(least developed countries, LDCs) auf-
zubringen, muss weiterhin gelten.

 ◆ Das humanitäre Engagement 
darf auf keinen Fall verringert 
werden; ein größerer Schwerpunkt 
sollte auf vorausschauende Hilfe 
gelegt werden.

 ◆ Vulnerable Gruppen leiden be-
sonders unter den Auswirkungen 
gewalttätiger Konflikte. Besonders 
in fragilen Kontexten müssen aus-
reichende Mittel für diese Gruppen 
bereitgestellt werden, um ihre 

Resilienz gegenüber multiplen 
 Krisen langfristig zu stärken und 
ihre Zukunft zu sichern.

Afrikapolitik:  
klare Zielsetzung und  

Kohärenz sicherstellen

 ◆ Die Bundesregierung sollte klar 
definieren, welche Ziele sie gemein-
sam mit Afrika verfolgen möchte 
und welche Angebote sie dafür 
machen kann.

 ◆ Die relevanten Ressorts sollten 
in enger Abstimmung mit afri-
kanischen Partnern spezifische 
Länderstrategien entwickeln. Dabei 
müssen Prioritäten festgelegt und 
konsequent verfolgt werden. Auf 
Top-Down-Ansätze sollte verzichtet 
werden.

2
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 ◆ Neue Strategien für die Zu-
sammenarbeit mit dem Kontinent 
müssen so gestaltet werden, dass sie 
auch in Krisenzeiten Bestand haben 
und der zunehmenden Fragilität 
in den Ländern Rechnung tragen. 
Dabei müssen realistische Zielset-
zungen festgelegt und nachhaltige 
Wege für die Unterstützung der Be-
völkerungen gefunden werden.

 ◆ In der Umsetzung der Konzepte 
und Strategien muss ressortüber-
greifende Kohärenz sichergestellt 
werden.

 ◆ Die bestehenden Leitlinien zur 
zivilen Konfliktprävention müssen 
konsequent angewendet werden.

 ◆ In den afrikapolitischen Leitli-
nien müssen das Recht auf Nahrung 
und die ländliche Entwicklung 
stärker verankert werden.

Fragile Kontexte:  
Engagement beibehalten 

und Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft stärken 

 ◆ In von Krisen geschüttelten 
Regionen trägt die Entwicklungs-
zusammenarbeit dazu bei, ein 
Mindestmaß an Kontinuität und 
Stabilität zu gewährleisten. Sein 
Engagement zurückzuziehen würde 
bedeuten, dass sich Deutschland 
seiner Verantwortung für die Um-
setzung der Agenda 2030 und ihres 
Prinzips, „niemanden zurückzulas-
sen“, entzieht.

 ◆ Um schnell und effektiv auf ver-
änderte Situationen und Bedürfnisse 
reagieren zu können, sollten Fort-
schritte bei der Flexibilisierung von 
Fördermaßnahmen und der Finan-
zierung im sogenannten Humanita-

3

rian-Development-Peace-Nexus, also 
der Verzahnung von humanitärer 
Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit 
und Friedensförderung, konsolidiert 
und ausgebaut werden.

 ◆ Insbesondere in fragilen Kontex-
ten und dort, wo ein Agieren un-
abhängig von staatlichen Strukturen 
nötig ist, spielt die lokale Ebene für 
nachhaltige Entwicklungsmaßnah-
men eine zentrale Rolle. Diese sollte 
anerkannt und gefördert werden.

 ◆ In diesen Kontexten muss die 
Zusammenarbeit mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren intensiviert 
werden. Hierzu ist es nötig, Anpas-
sungen bei den Förderbedingungen 
(z. B. im Zuwendungsrecht und in 
der Risikohaftung) vorzunehmen. 

 ◆ Auch in fragilen Kontexten darf 
Deutschland seine Verantwortung 
in der Entwicklungszusammen-
arbeit und humanitären Hilfe nicht 
auf zivilgesellschaftliche Akteure 
abwälzen, sondern muss aktiv und 
direkt Verantwortung übernehmen.

Sahelzone:  
Ernährungssicherheit  

und Widerstandsfähigkeit 
von Ernährungssystemen in 

den Mittelpunkt stellen

 ◆ Um Hunger und Mangeler-
nährung zu beseitigen, müssen 
die Ernährungssysteme in der 
Sahelzone dringend unterstützt 
werden. Dabei sollte die Stärkung 
einer nachhaltigen und resilienten 
Landwirtschaft priorisiert werden, 
mit Fokus auf der Verbesserung der 
Produktionsbedingungen kleinbäu-
erlicher Betriebe und der Schaffung 
von Einkommensmöglichkeiten  
insbesondere im ländlichen Raum.

4

 ◆ Bei allen Strategien muss be-
rücksichtigt werden, wie jung ein 
Großteil der Bevölkerung in der Re-
gion ist. Dies erfordert den Schutz 
von Kindern und jungen Menschen 
vor bewaffneten Konflikten, aber 
auch Bildungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen speziell für die junge 
Generation.

 ◆ Um die Nachhaltigkeit von  
Maßnahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit sicherzustellen, 
sollte die junge Generation gezielt 
einbezogen und unterstützt werden.

Menschenrechte:  
roter Faden für alle 

 Strategien der Entwicklungs
zusammenarbeit

 ◆ Systematische Analysen der 
menschenrechtlichen Lage und die 
Perspektiven der betroffenen Bevöl-
kerung müssen als feste Bestandtei-
le in allen relevanten Strategien der 
deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit verankert werden.

 ◆ Das Prinzip der Konditionali-
tät sollte im Falle von schlechter 
Regierungsführung oder Menschen-
rechtsverletzungen in den Partner-
ländern nicht zu unmittelbaren 
Kürzungen der Entwicklungsgelder 
führen. Stattdessen sollten Stra-
tegien und Programme angepasst 
werden, beispielsweise durch eine 
verstärkte Unterstützung men-
schenrechtlicher Akteure in der 
Zivilgesellschaft.

5
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ENTWICKLUNGS-
FINANZIERUNG – EINSCHNITTE 

GEFÄHRDEN GLOBALE  
NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

DIE DEUTSCHEN 

AUSGABEN FÜR DIE ENTWICKLUNGS-

ZUSAMMENARBEIT (ODA) 

SIND PROZENTUAL ZURÜCKGEGANGEN – 

VON 0,83 PROZENT DES 

BRUTTONATIONALEINKOMMENS (BNE)

 IM JAHR 2022 AUF 0,79 PROZENT 

DES BNE IM JAHR 2023.

DIE INLANDSAUSGABEN 

FÜR GEFLÜCHTETE UND DIE AUSGABEN 

IM ZUSAMMENHANG MIT DEM 

ANGRIFFSKRIEG AUF DIE UKRAINE 

NEHMEN EINEN GROSSEN ANTEIL 

DER ODA EIN.

DIE DEUTSCHE ODA 

AN DIE SOGENANNTEN 

AM WENIGSTEN ENTWICKELTEN 

LÄNDER (LDCs) 

WAR 2022 GERINGER 

ALS 2018. 

Wir leben in einer Welt sich über-
lappender Krisen. Klimawandel-
bedingte Wetterextreme, weltweit 
hohe Energie- und Nahrungsmit-
telpreise und der damit verbunde-
ne Wirtschaftsabschwung fallen in 
vielen Ländern mit zunehmender 
politischer Instabilität, gewaltsamen 
Konflikten und fragiler Staatlichkeit 
zusammen. Wie diese Krisen sich ge-
genseitig beeinflussen und verschär-

fen, zeigt sich unter anderem in der 
zentralen Sahelregion: Ausgedehnte 
Dürreperioden führen dazu, dass die 
Produktivität in der Landwirtschaft 
weiter sinkt und die Ernährungs-
unsicherheit steigt. Die Konkurrenz 
zwischen Ackerbau betreibenden 
Landwirt*innen und nomadisch 
lebenden Viehhirt*innen um die 
knappe Ressource Land nimmt zu, 
gleichzeitig zwingt die Gewalt be-

waffneter Gruppen Tausende Men-
schen zur Flucht, was Armut und 
Hunger erhöht. Die steigenden öf-
fentlichen Ausgaben für Sicherheit 
gehen zulasten der Ausgaben für öf-
fentliche Dienstleistungen. Und das 
in Staaten, deren Verschuldungs-
rate seit 2011 stetig gestiegen ist 
– laut Internationalem Währungs-
fonds (IMF) lag sie im Jahr 2023 bei 
geschätzten 51 Prozent.2 
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DEUTSCHE ODA 2012–2023
In Milliarden Euro, in konstanten Preisen von 2023, nach Auszahlung (2014–2017) und  

Anrechnung von Schenkungsäquivalenten (ab 2018); die Angaben für 2023 sind vorläufig. Quelle: OECD-DAC.
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Kosten für Geflüchtete in Deutschland

Andere Inlandskosten*

Sonstige ODA

* Als „andere Inlandskosten“ kategorisiert sind Kosten für Studienplätze für ausländische Studierende, administrative Kosten sowie  
Kosten für  Schuldenerlässe und Bildungsarbeit in Deutschland.

DIE DEUTSCHE ODA IST 2023  
REAL GESUNKEN.

Kompass 2024

Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
und humanitäre Hilfe stehen vor 
der Herausforderung, in diesem 
komplexen Umfeld zu einer nach-
haltigen Entwicklung beizutragen. 
Die dafür zur Verfügung gestellten 
Mittel halten mit dem wachsenden 
Bedarf allerdings nicht Schritt. So 
erhöhten die in der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) zusam-
mengeschlossenen Geberländer ihre 
Ausgaben für die Entwicklungsfi-
nanzierung (official development as-
sistance, ODA) gegenüber 2022 real 
um bescheidene 1,8 Prozent.3 Der 
Anstieg ist in erster Linie auf die 
Unterstützung für die Ukraine, die 
humanitäre Hilfe und die Beiträge 
an die Weltbank zurückzuführen. 

In den Jahren davor hatten vor al-
lem die Ausgaben für die Eindäm-
mung der Corona-Pandemie und 
Zahlungen für die Aufnahme von 
Geflüchteten in den Geberländern 
für einen Finanzierungszuwachs ge-
sorgt. Auch die internationale Kli-
mafinanzierung wird zum großen 
Teil aus ODA-Mitteln bestritten. 
Damit werden diese Gelder für im-
mer neue Aufgaben verwendet. Das 
ursprüngliche Mandat der Entwick-
lungsfinanzierung – nämlich zum 
Erreichen der Agenda 2030 beizu-
tragen und Hunger und Armut zu 
überwinden – wurde hingegen nie 
ausreichend finanziert. Im Jahr 2023 
stellten die OECD-Geberländer ins-
gesamt 0,37 Prozent ihres Brutto-
nationaleinkommens (BNE) für die 

globale Entwicklung zur Verfügung. 
Von der vereinbarten 0,7-Prozent-
Marke sind sie damit in der Gesamt-
heit weit entfernt.

Entgegen dem (leicht) positiven glo-
balen Trend in der Entwicklungsfi-
nanzierung ist die deutsche ODA 2023 
merklich zurückgegangen. Mit insge-
samt 33,9 Milliarden Euro war sie real 
(inflationsbereinigt) 5,8 Prozent nied-
riger als im Vorjahr (siehe Grafik).

Die Inlandsausgaben für Geflüchte-
te und die Ausgaben im Zusammen-
hang mit dem Angriffskrieg auf die 
Ukraine nehmen einen immer grö-
ßeren Anteil der deutschen ODA 
ein. So machten 2023 die Ausgaben 
für Geflüchtete im Inland 19 Prozent 
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der deutschen ODA aus, während es 
2022 noch 13 Prozent waren. Tatsäch-
lich werden mehr deutsche ODA-
Mittel innerhalb Deutschlands aus-
gegeben als auf dem gesamten afrika-
nischen Kontinent, wie aus der oben 
stehenden Grafik  ersichtlich wird.

Sparmaßnahmen zulasten  künftiger 
Generationen

Im Vorfeld der Aufstellung des Bun-
deshaushalts für das Jahr 2024 hatten 
sowohl Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner als auch Bundeskanzler 

Olaf Scholz mehrfach betont, dass 
es an der Zeit sei, „zur fiskalpoliti-
schen Normalität zurückzukehren“.4 
Begründet wurde der Sparkurs vor 
allem mit der Generationengerech-
tigkeit. Doch genau die ist bei Ein-
sparungen in Gefahr, gilt es doch, 

DEUTSCHLAND¹

24 %

25 %

UKRAINE AMERIKA

AFRIKA

ASIEN

EUROPA³

NICHT SPEZIFIZIERT2

3 %

6 %
7 %

18 %

17 %

Zuschüsse

Kredite

ZUSCHÜSSE UND KREDITE IN MILLIARDEN EURO

DEUTSCHLAND¹
Zuschüsse: 8,0

NICHT SPEZIFIZIERT2
Zuschüsse: 6,4 Kredite: 1,6

UKRAINE

Zuschüsse: 2,0 Kredite: 0,02

EUROPA³
Zuschüsse: 0,7 Kredite: 0,3

AMERIKA

Zuschüsse: 0,6 Kredite: 1,7

ASIEN

Zuschüsse: 3,8 Kredite: 2,2

AFRIKA

Zuschüsse: 4,3 Kredite: 1,3

KNAPP EIN VIERTEL DER DEUTSCHEN ODA  
WIRD IN DEUTSCHLAND AUSGEGEBEN.

GEOGRAFISCHE AUFTEILUNG BILATERALER DEUTSCHER ODA IM JAHR 2022
Nach Auszahlungen. Quelle: OECD-DAC (CRS).

¹ Zu „Ausgaben in Deutschland“ gehören Kosten für Geflüchtete, Kosten für Studienplätze für ausländische Studierende, administrative Kosten,  
Schuldenerlässe sowie Bildungsarbeit in Deutschland.

² „Nicht spezifiziert“ bezieht sich auf die Finanzierung, die nicht einem einzelnen Land zugeordnet werden kann, z. B. Beiträge zu globalen  
themen bezogenen Initiativen oder Mehrländerprojekte. Eine Aufschlüsselung auf Länder und Regionen ist nicht möglich.

³ Die Ukraine ist hier ausgenommen, da gesondert dargestellt.
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die natürlichen Lebensgrundlagen – 
deren Schutz ein Eckpfeiler der UN-
Agenda für nachhaltige Entwicklung 
ist – für zukünftige Generationen  
zu erhalten. Beispielsweise leistet 
die Entwicklungszusammenarbeit 
im Bereich Landwirtschaft und länd-
liche Entwicklung einen wichtigen 
Beitrag zum Schutz des Klimas und 
der Biodiversität und zum Erhalt der 
Böden. Und bereits im Brundtland-
Bericht aus dem Jahr 1987 wurde 
festgestellt, dass die gemeinsamen 
Ressourcen nicht wirksam geschützt 
werden können, wenn es nicht ge-
lingt, die Ungleichheit in der Welt 
zu verringern.

Mit Blick auf die Generationenge-
rechtigkeit muss zudem berücksich-
tigt werden, dass die Corona-Pan-
demie nicht nur für Rückschritte in 
der Beseitigung der Armut gesorgt 
hat; sie hat – insbesondere durch die 
Schließung von Schulen – auch zur 
Folge, dass die Zukunftsaussichten 
von Kindern und jungen Menschen 
massiv beeinträchtigt sind. Auch 
die gestiegene Ernährungsunsicher-
heit hat einen verheerenden Effekt 
auf die Entwicklungschancen von 
Kindern weltweit. Viele Länder kön-
nen darauf aber nicht angemessen 
reagieren, da ihre fiskalpolitischen 
Spielräume noch viel enger sind als 
die in Deutschland. Und während 
sich die Wirtschaft in vielen Län-
dern des globalen Nordens von den 
Folgen der Pandemie und des russi-
schen Angriffskriegs auf die Ukraine 
weitgehend erholt hat, kann der glo-
bale Süden keine Entspannung ver-
melden.5 Dies gilt vor allem für die-
jenigen Länder, die stark von Ener-
gie- und Nahrungsmittelimporten 
abhängig sind: Der Anstieg der Ener-
giepreise bremst das Wachstum, die 
nach wie vor sehr hohen Preise für 
Nahrungsmittelimporte erfordern 
Ausgaben aus der Staatskasse – und 
das alles vor dem Hintergrund einer 
sich zuspitzenden Schuldenkrise. 
Insgesamt macht sich die Inflation 
in Ländern mit niedrigerem Ein-

„Dauerhafte Entwicklung  
ist eine Entwicklung, die die Bedürfnisse  

der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, 
dass künftige Generationen ihre eigenen  
Bedürfnisse nicht befriedigen können.“

 (Aus: „Unsere gemeinsame Zukunft – Der Brundtland-Bericht der Weltkommission  
für Umwelt und Entwicklung“, 1987)

kommen viel stärker bemerkbar als 
in den Industrieländern.6 Dies ist 
beispielsweise in Madagaskar der 
Fall, wo 80 Prozent der Bevölkerung 
in Armut leben. Die Inflation ist 
hier seit 2022 zweistellig, die Staats-
ausgaben für öffentliche Dienst-
leistungen wie Trinkwasser- und 
Stromversorgung übersteigen die 
Staatseinnahmen, die Einnahmen 
aus dem Export landwirtschaftlicher 
Produkte gleichen die Importbilanz 
nicht aus.7 Drei Viertel der Bevöl-
kerung leben von Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei, was 
angesichts der hohen Anfälligkeit 
des Inselstaates für den Klimawan-
del eine äußerst prekäre Situation 
darstellt.8 Noch 2021 war das Land 
aufgrund anhaltender Dürre von 
einer schweren Hungersnot betrof-
fen. Eine wirtschaftliche Erholung 
wie in vielen Ländern des globalen 
Nordens ist vor diesem Hintergrund 
nicht in Sicht.9

Nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom November 2023, 
mit dem die Umwidmung von Gel-
dern aus dem Nachtragshaushalt 
2021 in Höhe von 60 Milliarden für 
nichtig erklärt wurde, ist der Spar-
druck auf den Bundeshaushalt 2024 
und die Folgehaushalte noch einmal 
gewachsen.10 Es ist bedauerlich, dass 
die knappe Zeit der Haushaltsauf-
stellung keine informierte und sach-
liche öffentliche Diskussion über die 
Finanzierungsprioritäten zuließ. Vor 
allem in den sogenannten sozialen 
Medien wurden die Ausgaben für 

die  Entwicklungszusammenarbeit in 
Frage gestellt und teilweise Falsch-
informationen verbreitet. Insge-
samt ist die Unterstützung für die 
Entwicklungszusammenarbeit in 
der deutschen Gesellschaft erheb-
lich zurückgegangen: Waren An-
fang 2022 noch 68 Prozent der deut-
schen Bevölkerung der Meinung, die 
Entwicklungshilfe solle beibehalten 
oder erhöht werden, galt dies An-
fang 2024 nur noch für 47 Prozent.11 
Die Bundesregierung muss deutlich 
zeigen, dass sie die Kritik der Men-
schen ernst nimmt. Vor allem aber 
muss sie der Bevölkerung über eine 
offensive, auf Fakten basierende 
Kommunikation die Relevanz der 
Entwicklungszusammenarbeit ver-
deutlichen. 

Als Folge des Sparzwangs wurde der 
Haushalt des Bundesentwicklungs-
ministeriums für 2024 auf 11,22 Mil-
liarden Euro und der Haushalt des 
Auswärtigen Amtes (AA), das die 
humanitäre Hilfe verantwortet, auf 
6,7 Milliarden Euro gesenkt. Das ist 
ein Rückgang um acht beziehungs-
weise zehn Prozent.

Für das kommende Jahr fordert das 
Finanzministerium von den beiden 
Ressorts weitere erhebliche Einspa-
rungen. So sollen die Mittel für die 
Entwicklungszusammenarbeit nach 
der geltenden Finanzplanung im 
Jahr 2025 um weitere acht Prozent 
auf 10,28 Milliarden Euro reduziert 
werden. Zu Beginn des Haushalts-
aufstellungsverfahrens wurden vom 
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FINANZIERUNG AUS DEM BUNDESHAUSHALT FÜR DIE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT UND HUMANITÄRE HILFE
In Milliarden Euro, in nominalen Preisen, „Ist“-Angaben für 2017–2022, „Soll“-Angaben für 2023–2024,  

Angaben zu 2025 nach der geltenden Finanzplanung; Quelle: BMF.

DIE HAUSHALTSMITTEL FÜR ENTWICKLUNGS-
ZUSAMMENARBEIT UND HUMANITÄRE HILFE WERDEN  
ZUM DRITTEN MAL IN FOLGE GESENKT. 

DER BMZ-ETAT WIRD 2024 UM 

8 % GEKÜRZT
UND SOLL AUCH 2025 UM WEITERE  
8 PROZENT GEKÜRZT WERDEN.

Bundesministerium für wirtschaftliche  
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)

NACH DER DERZEITIGEN FINANZPLANUNG  
WÜRDE DER HAUSHALT DES BMZ  
IN DREI JAHREN UM 

25 % GEKÜRZT. 

2019 2020 2021 20222017 2018 2023 2024 2025*
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* Unter der Annahme, dass der Anteil der humanitären Hilfe am Etat des Auswärtigen Amtes 2025 bei 0,33 Prozent bleibt.

Auswärtiges Amt (AA)

NACH DER DERZEITIGEN FINANZPLANUNG WÜRDE 
DER HAUSHALT DES AUSWÄRTIGEN  
AMTES IN DREI JAHREN UM 

33 % GEKÜRZT. 
BESONDERS BETROFFEN IST DIE HUMANITÄRE   
HILFE, FÜR DIE AUCH 2025 DRASTISCHE 
 KÜRZUNGEN ZU ERWARTEN SIND.

Finanzministerium für die Ressorts 
wider Erwarten keine angepassten 
Eckwerte öffentlich kommuniziert. 
In der Presse kursieren Meldungen 
aus inoffiziellen Quellen, die besa-
gen, dass die tatsächlichen Sparvor-
gaben noch strenger sind. 

Der Etat des Auswärtigen Amtes soll 
2025 auf etwa 5,1 Milliarden Euro 
reduziert werden, wobei ein großer 
Teil dieser Mittel für gesetzliche 
und gebundene Ausgaben bereits 
verplant wäre, unter anderem für 
Personalkosten, Liegenschaften im 
Ausland und Pflichtbeiträge an die 
Vereinten Nationen.12 Im Ergebnis 
würde die Kürzung vor allem Mittel 
für die humanitäre Hilfe und Kri-
senprävention betreffen. Angesichts 
zunehmender extremer Wetterer-

eignisse und gewaltsamer Konflikte 
bedeutet das eine drastische Ein-
schränkung der Reaktionsfähigkeit 
der deutschen humanitären Hilfe. 
Als bisher zweitgrößter Geber hat 
Deutschland in diesem Bereich aber 
international eine wichtige Rolle 
eingenommen. Diese aufzugeben 
wäre ein negatives Signal an andere 
Geberländer und potenzielle neue 
Geber.

Insgesamt wächst mit den geplanten 
Einsparungen die Kluft zwischen 
dem weltweiten Bedarf an Ent-
wicklungsfinanzierung und deren 
Verfügbarkeit. Hinzu kommt, dass 
angesichts der inflationsbedingt ge-
stiegenen Kosten für Nothilfemaß-
nahmen und für die Durchführung 
von Projekten mit den vorhandenen 

Mitteln de facto noch weniger finan-
ziert werden kann als zuvor. Und es 
wird nicht möglich sein, 2025 die in-
ternational vereinbarte ODA-Quote 
von 0,7 Prozent des Bruttonational-
einkommens zu erfüllen. Laut 
Schätzungen des Beratungsunter-
nehmens SEEK Development wür-
de Deutschlands ODA-Quote 2025 
unter den genannten Gegebenhei-
ten bei 0,6 Prozent des BNE liegen.13 
Wenn sich aber selbst ein wirtschaft-
lich starkes Land wie Deutschland 
aus international vereinbarten 
Zielsetzungen zurückzieht, ist von 
weniger engagierten Geberländern 
erst recht Zurückhaltung zu erwar-
ten. Diese Dynamik im Vorfeld der 
Vierten UN-Konferenz zur Entwick-
lungsfinanzierung im Jahr 2025 zu 
erzeugen, wäre misslich.
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Ernährungssicherung  
nicht aus dem Blick verlieren

Während die Armutsraten in Län-
dern mit mittlerem Einkommen 
zurückgegangen sind, sind sie in 
den sogenannten am wenigsten ent-
wickelten Ländern (least developed 
countries, LDCs) und denjenigen, 
die von Fragilität und Konflikten be-
troffen sind, immer noch höher als 
vor der Pandemie.14 Dies verstärkt 
den globalen Trend zu wachsender 
Ungleichheit und zur Konzentration 
von extremer Armut in einigen we-
nigen Staaten, von denen die meis-
ten in Afrika liegen.15 Vor diesem 

Hintergrund ist es besorgniserre-
gend, dass die deutsche ODA an die 
LDCs 2022 geringer ausfiel als 2018. 
Auch anteilig an der gesamten deut-
schen ODA sinkt die Unterstützung 
für diese Ländergruppe. Zudem er-
halten die LDCs einen großen Teil 
der Unterstützung als humanitäre 
Hilfe und Nahrungsmittelhilfe, was 
zwar unmittelbare Krisen lindert, 
aber wenig zum Aufbau von langfris-
tiger Ernährungssicherung beiträgt. 
Dabei sind die ODA-Mittel gerade in 
diesen Ländern für Investitionen in 
die Landwirtschaft und ländlichen 
Räume von entscheidender Bedeu-
tung. Denn obwohl die ländlichen 

und periurbanen Gebiete besonders 
von Hunger betroffen sind16, werden 
sie in der Politikgestaltung vieler na-
tionaler Regierungen nach wie vor 
nicht ausreichend berücksichtigt.17 
Gerade mit Blick auf den sinkenden 
Etat des BMZ muss dafür gesorgt 
werden, dass der Fokus der Ausga-
ben auf die ärmsten Länder gelegt 
wird.

In der Entwicklung von Landwirt-
schaft und ländlichen Räumen liegt 
ein entscheidender Hebel, um nicht 
nur Armut und Hunger wirksam und 
nachhaltig zu reduzieren, sondern 
auch die Widerstandsfähigkeit der 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023*20132012

0,8

0,6

0,4

0,2

0

Zielmarke 0,2 % (ODA an LDCs)

Zielmarke 0,7 % (ODA Gesamt)

Bilaterale humanitäre Hilfe an LDCs

ODA gesamt

ODA an LDCs

DER ANTEIL DER DEUTSCHEN ODA AM BRUTTO-
NATIONALEINKOMMEN IST 2023 GESUNKEN. 

DIE DEUTSCHE ODA FÜR LDCs IST RÜCKLÄUFIG. 

DER ANTEIL DER HUMANITÄREN HILFE AN DER  
DEUTSCHEN ODA FÜR LDCs IST ZWISCHEN 2012  
UND 2022 GESTIEGEN.

5 %

2012

12 %

2022

DEUTSCHE ODA-QUOTE 2012–2023
Deutsche ODA als Anteil am Bruttonationaleinkommen,  

gesondert an die sogenannten am wenigsten entwickelten Länder (LDCs); Quelle: OECD-DAC.

* Die Zahlen für die ODA an LDCs und für die bilaterale humanitäre Hilfe an LDCs im Jahr 2023 werden erst 2025 vorliegen.
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Menschen zu erhöhen und damit die 
Gefahr aufkeimender Konflikte zu 
vermindern. Die durch die Blockade 
der Getreideexporte aus der Ukraine 
ausgelöste Nahrungsmittelpreiskrise 
hat deutlich gemacht, wie wichtig 
funktionierende Weltmärkte für die 
globale Ernährungssicherung sind. 
Zudem hat sie einmal mehr gezeigt, 
wie dringend notwendig es ist, einen 
höheren Selbstversorgungsgrad mit 
Nahrungsmitteln in den ärmsten 
Ländern zu fördern, und zwar nicht 
nur als Beitrag zur Ernährungs-
sicherheit, sondern auch zur För-
derung der politischen Stabilität.18 
Die Kürzungen bei Deutschlands 
EZ-Mitteln schlagen sich leider be-
sonders stark in der Finanzierung 
für Ernährungssicherung, Landwirt-
schaft und ländliche Entwicklung 
nieder (siehe Grafik). 2023 verzeich-
nete das BMZ hier einen drastischen 
Rückgang. Dies ist teilweise auf die 
Sperre für jahresübergreifende Aus-
gaben zurückzuführen, die nach 

dem Verfassungsgerichtsurteil ver-
hängt wurde. Die überproportionale 
Kürzung in diesem Bereich verdeut-
licht aber auch die abnehmende 
Priorität, die Ernährungssicherung 
in der deutschen Politik besitzt. Mit 
weiteren Einschnitten im BMZ-
Haushalt ist ein noch stärkerer 
Rückgang der Mittel zu erwarten. 
Dies gefährdet nicht nur langfristig 
geplante Entwicklungsvorhaben, 
sondern konterkariert auch sämtli-
che Bemühungen, das zweite der 17 
UN-Ziele für nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals, 
SDGs) – nämlich den Hunger in der 
Welt bis 2030 zu eliminieren – zu er-
reichen.

Wie falsch die Kürzungen gerade in 
diesem Bereich sind, zeigen auch 
neueste Berechnungen zu SDG2. 
Es stehen nur noch wenige geziel-
te Maßnahmen zur Verfügung, um 
den Hunger bis 2030 weltweit zu 
beseitigen. Hierzu gehören vor al-

lem Investitionen in die Landwirt-
schaft, Schulspeisungsprogramme, 
die Alphabetisierung von Frauen 
und Mädchen, die Ausweitung von 
Sozialschutzprogrammen und – in 
Notregionen – die humanitäre Hilfe. 
Die Kosten hierfür würden sich laut 
dem Zentrum für Entwicklungsfor-
schung (ZEF) der Universität Bonn 
auf 93 Milliarden US-Dollar pro Jahr 
belaufen.19 Das ist deutlich mehr 
als die 30 Milliarden US-Dollar pro 
Jahr, die noch 2020 geschätzt wur-
den. Die Zahlen zeigen besonders 
deutlich, dass die spürbare politi-
sche Zurückhaltung, das Menschen-
recht auf Nahrung zu verwirklichen, 
zu massiven Zusatzkosten führt. 
Nicht umsonst bezeichnen die Au-
tor*innen der ZEF-Studie die Zeit 
seit 2020 als „verlorene Jahre“ in der 
Hungerbekämpfung.20

BMZ-AUSGABEN FÜR LÄNDLICHE ENTWICKLUNG UND ERNÄHRUNGSSICHERUNG 2014–2023
Ausgaben für Finanzierungen, die mit der BMZ-internen Kennung LE („Ländliche Entwicklung und Ernährungssicherung“)  

versehen sind, in Milliarden Euro; Quelle: BMZ.

2023: DIE AUSGABEN SINKEN ERSTMALIG SEIT 2018,  
UND ZWAR UM 32 PROZENT IM VERGLEICH ZU 2022.
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Sonderinitiative „Transformation der  
Agrar- und Ernährungssysteme“ (SI AGER)
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Wiederaufbau, Infrastruktur
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DIE GEOPOLITISCHE 

BEDEUTUNG AFRIKAS WÄCHST, 

UND DER KONTINENT 

HAT SICH ZU EINEM VON VIELEN 

LÄNDERN UMWORBENEN PARTNER 

ENTWICKELT.

Kompass 2024

AFRIKA –  
HAT DIE BUNDES- 

REGIERUNG DIE RICHTIGEN 
STRATEGIEN?

DIE INTERNATIONALE 

ZUSAMMENARBEIT ENGAGIERT SICH 

AUFGRUND DER IMMER 

KOMPLEXER WERDENDEN SICHERHEITS-

POLITISCHEN SITUATION – VOR ALLEM 

IN DER SAHELZONE – ZUNEHMEND AUF DER 

MULTILATERALEN EBENE.

DIE BUNDESREGIERUNG 

VERFÜGT ÜBER EINE VIELZAHL 

STRATEGISCHER PAPIERE 

FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT MIT DEM 

KONTINENT, ABER RESSORTGEMEINSAME 

LÄNDERSTRATEGIEN FEHLEN.

Laut einem Bericht der Afrikani-
schen Entwicklungsbank stehen im 
Jahr 2024 elf afrikanische Länder 
auf der Liste der 20 weltweit am 
schnellsten wachsenden Volkswirt-
schaften.21 Der Kontinent wird nach 
Asien die am zweitschnellsten wach-
sende Region bleiben. Mit einem 
Durchschnittsalter von 19 Jahren 
hat Afrika nach Angaben der Afrika-
nischen Union die jüngste Bevölke-
rung der Welt. Arbeitslosigkeit bleibt 

eine Herausforderung; doch könn-
ten 34 Prozent der Jugendlichen bis 
2040 einen Sekundar- oder Hoch-
schulabschluss erreichen – 2010 
waren es gerade einmal 18 Prozent. 
Der Bericht thematisiert auch die 
immensen natürlichen Ressourcen 
des Kontinents und die nicht un-
erheblichen inländischen Finanz-
ressourcen.22 Damit kann Afrika auf 
ein beeindruckendes Entwicklungs-
potenzial verweisen. 

Dennoch übersetzt sich dieses Poten-
zial noch längst nicht ausreichend 
in soziale Entwicklung. Nicht nur 
globale Krisen, auch die regionalen 
Krisenherde bremsen die nachhaltige 
Entwicklung vielerorts aus. Politisch 
sind die Länder sehr unterschiedlich 
aufgestellt. Zahlreiche Staaten ha-
ben sich zu Demokratien entwickelt, 
andere werden eher autokratisch 
regiert. Seit vielen Jahren zwingen 
Konflikte und Gewalt, aber auch Na-

14

SP
ER

RF
RI

ST
:  2

6.
  J

UN
I  2

02
4 

 0
0:

01
  G

M
T 

+ 2



Kompass 2024

turkatastrophen, Armut und Perspek-
tivlosigkeit die Menschen zur Flucht. 
Heute befinden sich 33 der 45 Länder, 
die weltweit Nahrungsmittelhilfe be-
nötigen, auf dem Kontinent.23 Von 
den 15 Ländern, die der „States of 
Fragility Report“24 der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) als extrem 
fragil einstuft, liegen 10 in Afrika.25 
Und mit Äthiopien, Burkina Faso, der 
Demokratischen Republik Kongo, 
Mali, Niger, Somalia, Südsudan und 
Sudan spielen sich acht der derzeit 
zehn schlimmsten humanitären Kri-
sen auf dem afrikanischen Kontinent 
ab (die zwei weiteren betreffen Gaza 
und Myanmar). 

Umworbener Partner, entscheidende 
 geopolitische Einflusszone

Das Narrativ vom bloßen „Krisen-
kontinent Afrika“ ist also nicht zu 
halten und muss zumindest um das 
des „Chancenkontinents“ erweitert 
werden. Und zunehmend auch um 
das eines attraktiven Partners, wenn 
es um Themen wie Fachkräfteman-
gel, Energiewende und Klimaschutz 
geht, wie auch Entwicklungsminis-
terin Svenja Schulze betont.26 Auch 
geopolitisch wächst die Bedeutung 
des Kontinents. China und Russland 
werben immer stärker um die Gunst 
der afrikanischen Länder, was die 
dortigen Staatschef*innen in ihrem 
Bestreben, sich wirtschaftlich und 
politisch von der westlichen Welt zu 
emanzipieren, durchaus zu nutzen 
wissen. Besonders Russland zielt 
durch die Präsenz von paramilitäri-
schen Gruppen und Militärausbil-
dern in der Region darauf ab, sich als 
ernst zu nehmender geostrategischer 
Akteur zu profilieren und seinen 
Einfluss auf Kosten des Westens aus-
zudehnen.27 Nicht umsonst spricht 
der Beauftragte des Auswärtigen 
Amtes für Subsahara-Afrika und den 
Sahel, Christoph Retzlaff, mit Blick 
auf die Region von einem „globalen 
Systemwettbewerb“, in dem derjeni-
ge gewinnt, der „das beste Angebot 

machen kann.“28 Gleichzeitig wächst 
mit der steigenden Zahl demokra-
tisch nicht legitimierter Regierun-
gen einerseits und dem zunehmen-
den Einfluss islamistischer Milizen 
und anderer Terrororganisationen 
andererseits die Sorge um den Fort-
bestand stabiler Staaten – und damit 
um verlässliche Partnerschaften in 
der Region, aber auch um geopoli-
tische Stabilität. Hinzu kommt die 
wachsende Unzufriedenheit vieler 
Länder mit der aktuellen Machtver-
teilung in internationalen Governan-
ce-Strukturen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint 
es angebracht, dass die Bundes-
regierung unter Federführung des 
Auswärtigen Amtes ihre afrikapoliti-
schen Leitlinien (APL) überarbeitet. 
Diese Leitlinien sollen den strategi-
schen Rahmen für alle anderen spe-
zifischen Strategien und Konzepte 
der Bundesregierung abstecken, die 
Deutschlands Kooperation mit dem 
Kontinent umreißen. Es wäre fol-
gerichtig, dass alle betroffenen Mi-
nisterien ihre eigenen bestehenden 
Leitlinien und Strategiepapiere im 
Hinblick auf das jeweilige Engage-
ment in Afrika an die überarbeite-
ten APL anpassen. Dies ist jedoch 
mit großen Herausforderungen ver-
bunden. So wurden einige dieser 
Papiere bereits im vergangenen Jahr 
überarbeitet; zudem gibt es auch 
innerhalb der Ressorts bzw. für Teil-
regionen des Kontinents weitere 
Strategiepapiere mit unterschied-
lichem Aktualisierungsstand. Hinzu 
kommt, dass all diese Papiere nicht 
ausreichend auf bestehende afrika-
nische Strategien (wie Agenda 2063, 
Post-Malabo-Agenda, Science, Tech-
nology & Innovation Strategy 2024) 
eingehen. Hier sollten bestehende 
Gremien und Austauschformate 
genutzt werden, um den Dialog zu 
intensivieren. Nur so kann mehr 
Kohärenz zwischen deutschen Inte-
ressen, den APL sowie afrikanischen 
strategischen Konzepten hergestellt 
und so gemeinsam ein wirkungsvol-

ler Beitrag zur Umsetzung der Agen-
da 2030 geleistet werden.

Im Januar 2023 hat das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) seine neue Afrika-Strategie 
mit dem Titel „Gemeinsam mit Af-
rika Zukunft gestalten“ vorgelegt.29 
Ebenfalls 2023 präsentierte das 
Ministerium seine Sahel-Plus-Ini-
tiative30, die neben den Sahelstaaten 
Mauretanien, Mali, Burkina Faso, 
Niger und Tschad auch die anlie-
genden Küstenstaaten Senegal, Côte 
d’Ivoire, Ghana, Togo und Benin 
umfasst. Nahezu zeitgleich hat die 
Bundes regierung, angetrieben unter 
anderem durch den Abzug der UN-
Friedensmission MINUSMA aus 
Mali,31 ihr Strategiepapier für den Sa-
hel (das mit dem Verweis auf sicher-
heitspolitische Bedenken allerdings 
nie der Öffentlichkeit vorgestellt 
wurde) „fortgeschrieben“. Der starke 
Fokus der Strategie auf Niger als Aus-
weich-Standpunkt für deutsche/eu-
ropäische  Ausbildungsmaßnahmen  
und Sicherheitsinterventionen wur-
de allerdings bereits im Juli 2023 
vom nigrischen Militärputsch über-
holt. Angesichts der sich permanent 
ändernden Macht- und Politikver-
hältnisse in den Sahelstaaten seit 
Juli 2023 (Austritt Malis, Burkina 
Fasos und Nigers aus der Westafri-
kanischen Wirtschaftsgemein schaft 
ECOWAS, Gründung der Allianz der 
Sahelstaaten) ist davon auszugehen, 
dass auch die anderen kurz zuvor 
überarbeiteten Konzepte und Stra-
tegien der Bundesregierung bereits 
wieder angepasst werden müssten. 

Zeitgleich mit den APL werden ge-
rade auch die Leitlinien der Bundes-
regierung zur zivilen Konfliktbe-
arbeitung („Krisen verhindern, Kon-
flikte bewältigen, Frieden fördern”) 
überarbeitet. Sie beziehen sich zwar 
nicht ausschließlich auf Afrika, ha-
ben aber natürlich eine hohe Rele-
vanz für das deutsche Engagement in 
der Region.32 Die Leitlinien wurden 
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2017 in einem ausführlichen Prozess 
gemeinsam mit Vertreter*innen der 
deutschen Zivilgesellschaft und For-
schungseinrichtungen erarbeitet. 
Sie stellen klar das Primat der Politik 
und damit der politischen Lösun-
gen für Kriege und Konflikte in den 
Vordergrund. Daraus leitete sich für 
die Bundesregierung unter anderem 
ein erhöhter Bedarf an ressortüber-
greifender Zusammenarbeit ab. Die-
sem wurde beispielsweise 2019 mit 
der Einrichtung des „Arbeitsstabes 
Sahel“ Rechnung getragen, in dem 
Vertreter*innen von BMZ, Auswär-
tigem Amt (AA) und Bundesvertei-
digungsministerium (BMVg) zusam-
mengeschlossen sind. Zudem trifft 
sich zweimal jährlich eine ministe-
rienübergreifende Arbeitsgruppe33, 
um Kohärenz in der Politik gegen-
über dem afrikanischen Kontinent 
herzustellen. Allerdings bescheinigt 
eine 2022 erschienene Studie des 
Beirats Zivile Krisenprävention und 
Friedensförderung34 zu Mali und Ni-
ger der Bundesregierung mit Blick 
auf friedenspolitische Kohärenz sehr 
gemischte Ergebnisse. Sie kommt zu 
dem Schluss, dass die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit zwar 
Fortschritte macht, aber noch nicht 
gut genug beziehungsweise nicht 
auf den richtigen Ebenen verankert 
ist. Der genannte Arbeitsstab kann 
beispielsweise allem Anschein nach 

trotz guten Willens die Spannungen 
zwischen dem AA und dem BMZ 
nicht überwinden. Ein wichtiger 
Kritik punkt der Studie ist, dass es 
selbst für Länder, in denen sich die 
Bundesregierung stark engagiert, 
keine gemeinsame Länderstrategie 
der Ressorts mit klarer Zielsetzung 
gibt.35 Gerade eine realistische, dem 
Gegenüber transparent kommu-
nizierte Zielsetzung aber kann im 
Kontext von Umbrüchen und mög-
licherweise unterschiedlichen Wert-
vorstellungen der Verhandlungspart-
ner für die Kontinuität und Unter-
stützung sorgen, die die Bevölkerung 
in den betroffenen Ländern benötigt.

Stattdessen zeichnet sich ab, dass 
sich Deutschland in seiner inter-
nationalen Zusammenarbeit ange-
sichts der schwindenden demo-
kratisch legitimierten Counterparts 
in den Ländern (siehe Seite 18), der 
immer komplexer werdenden politi-
schen Situation und der angespann-
ten Sicherheitslage zunehmend auf 
multilateraler Ebene engagiert. Dies 
zeigt zum Beispiel die genannte 
Sahel-Plus-Initiative des BMZ, in 
der das Ministerium stark auf die 
Kooperation mit Organisationen 
wie Weltbank, Welternährungspro-
gramm (WFP) und UNICEF setzt. 
Ansätze, die auf der Zusammenar-
beit mit Nichtregierungsorganisatio-

nen und lokalen Akteuren basieren, 
sind aber gleichermaßen wichtig. 
Sie zielen auf eine starke Zivilge-
sellschaft als Grundpfeiler für nach-
haltige Entwicklung ab und dürfen 
daher nicht vernachlässigt werden.

Angesichts zahlreicher neuer Poli-
tikschwerpunkte der Bundesre-
gierung (feministische EZ, wer-
tebasierte Außenpolitik etc.), der 
sich ändernden politischen und 
finanziellen Rahmenbedingungen 
(weniger Mittel und zunehmender 
Rechtfertigungsdruck für EZ) und 
der Schwächung des internationalen 
Systems ist es umso wichtiger, die 
afrikapolitischen Leitlinien so zu ge-
stalten, dass sie die Politikkohärenz 
gegenüber dem Kontinent fördern 
und somit eine klare Richtschnur 
für die Zusammenarbeit mit Afrika 
darstellen. Eine Afrikastrategie der 
gesamten Bundesregierung scheint 
geboten, um die Kohärenz der 
Strategien und Leitlinien der Mi-
nisterien sicherzustellen. Dabei ist 
eine enge Abstimmung mit den be-
stehenden strategischen Konzepten 
der Afrikanischen Union entschei-
dend, um das Profil Deutschlands als 
verlässlicher Partner zu stärken und 
eine wirksame Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe zu gewährleisten. Dies 
gilt vor allem für krisengeschüttelte 
Regionen wie die Sahelzone.
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SAHELZONE – UMBRÜCHE MIT SCHWERWIEGENDEN FOLGEN 

TERRORISTISCHE ÜBERGRIFFE ER HÖHEN 

DIE FRAGILITÄT IN DER REGION UND 

VERSCHÄRFEN ARMUT UND HUNGER.

DIE ZAHL DER KINDERRECHTS- 

VERLETZUNGEN IST IN DEN VERGANGENEN

 JAHREN MASSIV GESTIEGEN.

PERSPEKTIVLOSIGKEIT 

TREIBT JUNGE MENSCHEN 

IN DIE ARME VON

 ISLAMISTISCHEN MILIZEN UND 

TERRORISTISCHEN BANDEN.

Fünf Staatsstreiche hat die Sahel-
zone in den vergangenen vier Jah-
ren erlebt – zwei in Mali (2020 und 
2021), zwei in Burkina Faso (2022) 
und einen in Niger (2023). Ein zen-
trales Argument der neuen Militär-
regierungen: Die demokratisch ge-
wählten Regierungen und ihre west-
lichen Verbündeten hätten zu wenig 
getan, um die Bevölkerung vor der 
Ausbreitung islamistischer Kräfte 
in der Region zu schützen. Im Drei-
ländereck zwischen Mali, Burkina 
Faso und Niger hat sich die Sicher-
heitslage in den vergangenen Jahren 
drastisch verschlechtert und die 
Zentralregierungen haben die Kon-
trolle über Teile ihrer Staatsterrito-
rien verloren; immer wieder wird 
die Region von islamistischem Ter-
ror heimgesucht. Zugleich steht die 
Kritik im Raum, dass die nationalen 
Streitkräfte durch westliche Mili-
tär-  und Sicherheitsinitiativen zwar 
trainiert, nicht aber mit den nötigen 
Waffen ausstattet worden seien. Die 
Militärregierungen forcieren in ers-
ter Linie eine Abkehr von der ehe-
maligen Kolonialmacht Frankreich 
und suchen nach neuen Allianzen. 
Russland gilt dabei als neuer stra-
tegischer und militärischer Partner 
im Kampf gegen nicht-staatliche be-
waffnete Gruppen36. So hat das rus-
sische Verteidigungsministerium im 
Januar 2024 die Vereinbarung von 
engeren militärischen Beziehungen 
zwischen Niger und Russland bestä-
tigt; Niger folgt mit seiner Hinwen-
dung zu Russland seinen Nachbarn 
Mali und Burkina Faso.37  

Viele Menschen im Sahel verknüpfen 
mit den militärisch geprägten Über-
gangsregierungen die Hoffnung auf 

einen grundlegenden Wandel, der 
zu einer Zurückdrängung des Terrors 
und der nachhaltigen Verbesserung 
ihrer Lebensumstände führt.38 Zu-
dem sind die Umbrüche Ausdruck 
eines Strebens nach Emanzipation 
von westlichem Einfluss und des Rin-
gens um mehr Souveränität und ech-
ter (politischer und wirtschaftlicher) 
Unabhängigkeit in einer neuen mul-
tipolaren Weltordnung.

Die Vorbehalte gegenüber Frank-
reich weiten sich auch auf weitere 
ehemalige Verbündete aus. Dadurch 
wird die Zusammenarbeit mit den 
Militärregierungen schwieriger, und 
westliche Akteure ziehen sich zu-
nehmend aus dem Sahel zurück – 
oder werden des Landes verwiesen.39 
Auch die Bundesregierung hat nach 
den Militärputschen ihre direkte bi-
laterale Zusammenarbeit mit Burki-
na Faso, Mali und Niger auf Regie-
rungsebene eingestellt und angekün-
digt, sich bis auf Weiteres auf „regie-
rungsfernes und bevölkerungsnahes 
Arbeiten“ zu konzentrieren. Damit 
will sie die schwierige Gratwande-
rung schaffen, wichtige Projekte 
weiterführen zu können, ohne (aus 
Sicht Deutschlands) nicht anerkann-
te Regierungen zu unterstützen oder 
den Anschein zu erwecken, dies zu 
tun. Zugleich verschlechtern sich die 
Arbeitsbedingungen für die verblei-
benden „westlichen“ Akteure sowie 
für lokale und internationale Nicht-
regierungsorganisationen (NROs). 
Das zeigt sich zum Beispiel in Niger 
an den Vorschriften für Militäreskor-
ten für internationale NROs und ge-
nerell am erschwerten humanitären 
Zugang zu Betroffenen von Krisen, 
Konflikten und Vertreibungen.

All dies geschieht in einer Region, 
die seit Jahren von einem komple-
xen Zusammenspiel verschiedener 
Krisen geprägt ist: Hunger, Armut, 
mangelnde wirtschaftliche Ent-
wicklung und fehlende Beschäfti-
gungsperspektiven sowie wachsende 
Spannungen unter den verschiede-
nen Bevölkerungsgruppen – auch 
mit Blick auf die Nutzung natür-
licher Ressourcen; instabile Regie-
rungen und gewaltsame Konflikte, 
geschürt durch terroristische Bedro-
hung (seit dem Krieg im nördlichen 
Nachbarstaat Libyen und dem Sturz 
des dortigen Präsidenten Ghadhafi). 
Und nicht zuletzt die Folgen des Kli-
mawandels, die dafür sorgen, dass 
Extremwetterereignisse wie Dürren 
und Starkregen zunehmen, was die 
landwirtschaftliche Produktion er-
schwert.

Die Vereinten Nationen schätzen 
für 2024, dass allein in den drei Län-
dern Mali, Niger und Burkina Faso 
17 Millionen Menschen (und damit 
ca. 25 % der dortigen Bevölkerung) 
auf humanitäre Hilfe angewiesen 
sein werden.40 Diese Zahlen basie-
ren allerdings auf neuen Berech-
nungsmethoden. Dadurch fallen sie 
deutlich niedriger aus, als dies nach 
früheren Berechnungsstandards der 
Fall wäre. Dies suggeriert einen ge-
sunkenen Bedarf – was mit Blick auf 
die Tatsache, dass das Finanzierungs-
volumen für humanitäre Zwecke oh-
nehin stets zu gering ist, zu kritisie-
ren ist. Das Flüchtlingskommissariat 
der Vereinten Nationen berichtete 
Ende März 2024 von 3 Millionen 
Binnenvertriebenen, 1,3 Millionen 
Flüchtlingen und 900.000 Rückkeh-
rer*innen in der Sahelregion.41 

17

SP
ER

RF
RI

ST
:  2

6.
  J

UN
I  2

02
4 

 0
0:

01
  G

M
T 

+ 2



 18

SENEGAL

CÔTE D’IVOIRE

BURKINA FASO

GHANA

MAURETANIEN
 12

 12

 12

 14

NIGERIA
 14

NIGER
 16

TSCHAD
 11

SUDAN
 10

SÜDSUDAN
 7

ÄTHIOPIEN
 9

 9
 6

LIBYEN

KAMERUN

ZENTRAL-
AFRIKANISCHE 
REPUBLIK

DEMOKRATISCHE  
REPUBLIK KONGO

SOMALIA

MALI
 15

 15

 11  13

TOGO
 15

 15

BENIN
 17

DEUTSCHLAND

 17

MENSCHENRECHTE IN DER ERWEITERTEN SAHEL-REGION
Ratifikationsstand der 18 UN-Menschenrechtsabkommen und Kinderrechtsverletzungen in bewaffneten Konflikten;  

Quelle: UN Office  of the SRSG for Children and Armed Conflict 2022, UN Human Rights Office 2024.

Staaten, die von den Vereinten Nationen  
auf der Basis von UN-Sicherheitsrats-
resolution 1612 wegen schwerer Kinder-
rechtsverletzungen in bewaffneten 
Konflikten beobachtet werden.

Anzahl ratifizierter  
Menschenrechtsverträge

Kompass 2024

Die Gemengelage aus chronischer 
Ernährungsunsicherheit, Gewalt42 
und kleiner werdenden Handlungs-
spielräumen für die Zivilgesellschaft 
sowie prekärer wirtschaftlicher Si-
tuation und mangelnder Resilienz, 
verstärkt durch die Folgen des Klima-
wandels und der Corona-Pandemie, 
verschlechtert die Lebenssituation 
zahlreicher Menschen in der Region 
und verschlimmert den Hunger.

Generation ohne Zukunft?

Die Krisensituation hat auch einen 
gravierenden Einfluss auf die Le-
bensumstände und Perspektiven von 
Kindern und jungen Menschen. Mit 
einem Medianalter von 15,1 bzw. 16,3 
und 16,5 Jahren zählen Niger, Mali 
und Tschad – und damit drei der 
fünf zentralen Sahelstaaten – welt-
weit zu den zehn Staaten mit der 
jüngsten Bevölkerung.43 2022 waren 

74 Prozent der Gesamtbevölkerung 
dieser Länder jünger als 30 Jahre.44 
Die Hälfte aller Kinder in der Sahel-
zone lebt in extremer Armut.45

Das höchste Risikopotenzial für 
Kinder ergibt sich aus der prekären 
Sicherheitslage. Die islamistisch 
motivierte Gewalt vermischt sich in 
einigen Regionen mit Bandenkrie-
gen, Räuberei und interethnischen 
Konflikten. Das UN-Kinderhilfs-
werk UNICEF schätzt, dass es 2023 
in Mali, Burkina Faso und Niger ins-
gesamt zu 1.251 gewaltsamen Über-
fällen bewaffneter Gruppen kam.46 
Die Gewalt führt dazu, dass immer 
mehr Menschen ihre Heimat verlas-
sen und Familien mit ihren Kindern 
in nicht umkämpfte Gebiete fliehen 
müssen. Seit 2019 mussten allein 
in Mali, Burkina Faso und Niger 
1.8 Millionen Kinder von ihrem Zu-
hause flüchten.47

Außerhalb der Hauptstädte dieser 
drei Länder ist die Situation vie-
lerorts durch Attacken auf lebens-
notwendige Infrastruktur gekenn-
zeichnet. Nichtstaatliche bewaffnete 
Gruppen greifen mittlerweile rück-
sichtslos Dörfer, staatliche Institu-
tionen, die Wasser- und Sanitärver-
sorgung sowie Gesundheitseinrich-
tungen an. Auch Schulen gelten als 
beliebte Zielscheibe.48 Zum einen 
sind Schulgebäude oftmals die ein-
zigen größeren befestigten Gebäu-
de und dienen somit als logistische 
Umschlagsorte der bewaffneten 
Gruppen. Zum anderen sind sie ein 
Symbol des aus Sicht terroristischer 
Gruppen verhassten Staates.49 Nach 
Angaben der UNO sowie privater 
Hilfsorganisationen sind bereits 
mehr als 13.200 Schulen in den Län-
dern des Sahels betroffen. In den 
vergangenen vier Jahren hat sich die 
Zahl der geschlossenen Schulen ver-
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doppelt. Die The Education in Emer-
gencies Working Groups berichten, 
dass Zwangsschulschließungen die 
Bildung von 2,5 Millionen Kindern 
im Sahel gefährden.50 In der Region 
geht jedes zweite Kind im Grund- 
und Sekundarschulalter nicht zur 
Schule. Das sind fast doppelt so viele 
Kinder wie im Durchschnitt Subsa-
hara-Afrikas.51

Da die Regierungen der Sahel-Staa-
ten insbesondere geflüchteten Kin-
dern keinen ausreichenden Zugang 
zu Bildung ermöglichen (können), 
versuchen internationale Nicht-
regierungsorganisationen mit loka-
len Partnerorganisationen, über-
brückende Angebote zu schaffen. 
Die Organisation Faso – Action pour 
le Développement Communautaire 
(FDC)52, die mit terre des hommes 
(tdh) Deutschland in Burkina Faso 
Übergangsschulen für Geflüchte-
te errichtet, berichtete im Februar 
2024, dass beispielweise in der Re-
gion Centre-Nord des Landes inzwi-
schen mehr geflüchtete als heimi-
sche Burkiner*innen leben. Nur ein 
Bruchteil der geflüchteten Kinder 
kann in die Übergangsschulen auf-
genommen werden. Je länger die be-
waffneten Konflikte andauern, desto 
länger bleibt Kindern und jungen 
Menschen das Recht auf Bildung 
verwehrt. Im Sahel droht somit eine 
Generation von Kindern ohne wirk-
liche Zukunftsperspektive heranzu-
wachsen.

Besonders schwere Formen von 
Kinderrechts verletzungen dokumentiert

Die Vereinten Nationen tragen seit 
vielen Jahren Daten zu sechs beson-
ders schweren Formen von Kinder-
rechtsverletzungen im Zusammen-
hang mit bewaffneten Konflikten 
zusammen: die Tötung oder Ver-
stümmelung von Kindern, die Rek-
rutierung und der Einsatz von Kin-
dern durch bewaffnete Gruppen, 
Vergewaltigung und andere Formen 
sexueller Gewalt, Angriffe auf Schu-

len und Krankenhäuser, Entführung 
von Kindern und die Verweigerung 
des Zugangs zu humanitären Leis-
tungen. 

Für 2022 – das letzte Jahr, für das 
Daten vorliegen – berichteten 
die Vereinten Nationen von einer 
 gravierenden Verschlechterung der 
Lage in der zentralen Sahelzone, ins-
besondere in Mali und Burkina Faso. 
In Burkina Faso nahm die Zahl der 
schweren Kinderrechtsverletzungen 
durch die zunehmende Aktivität 
bewaffneter Gruppen im Vergleich 
zum Vorjahr um 85 Prozent zu. Bur-
kina Faso zählt zu den Ländern mit 
der höchsten Zahl an Kindesentfüh-
rungen; dort und in Mali gibt es be-
sonders viele Attacken auf Schulen 
und Krankenhäuser sowie Fälle der 
Verweigerung humanitären Zu-
gangs. Mali gehört zudem zu den 
Ländern mit der höchsten Rate von 
Kindern, die für bewaffnete Grup-
pen rekrutiert wurden. In dem Land 
ist ein Anstieg bei fünf der sechs 
schweren Kinderrechtsverletzungen 
festzustellen.53

Kinder und Jugendliche  
gezielt unterstützen

Nach UNICEF-Schätzungen von 2023 
sind in der Sahel-Region rund zehn 
Millionen Kinder und junge Men-
schen unter 18 Jahren – und damit 
mehr als doppelt so viele wie noch 
im Jahr 2020 – auf humanitäre Hil-
fe angewiesen.54 Dringend nötig ist 
auch psychologische Hilfe.55 Die tdh-
Partnerorganisation Association Jeu-
nesse Action Mali, die Bildungsange-
bote für junge Menschen in Flücht-
lingslagern anbietet, berichtet, dass 
die jungen Menschen so schwer von 
den bewaffneten Konflikten und der 
Flucht traumatisiert sind, dass es 
ihnen schwerfällt, den Inhalten der 
Kurse zu folgen. Um die Situation 
der jungen Menschen dauerhaft zu 
verbessern, sind Investitionen in Bil-
dungsprojekte wichtig, die gleichzei-
tig als friedensfördernde Maßnah-

men wirken. Langfristige finanzielle 
Unterstützung ist zudem notwendig, 
um geschlechts- und altersspezi-
fische Programme bereitzustellen, 
die auf Überlebende von Gewalt 
ausgerichtet sind und zudem für die 
physische und psychische Genesung 
und die Wiedereingliederung von 
Opfern schwerer Kinderrechtsver-
letzungen sorgen. 

Das Fehlen von Arbeitsplätzen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten wird 
von islamistischen Gruppierungen 
genutzt, um junge Menschen zu 
rekrutieren. Durch vermeintlich 
existenzsichernde Angebote werden 
insbesondere junge Männer so in 
eine Gewaltspirale hineingezogen.
Neben der wirtschaftlichen Versor-
gung – die oft durch Plünderungen 
gewährleistet wird – erhalten sie 
in den Gruppen Anerkennung und 
fühlen sich zudem durch den Besitz 
von Waffen emanzipiert.56 Hinzu 
kommt, dass Teile der jungen Bevöl-
kerung nicht glauben, dass die poli-
tischen Eliten sich für Veränderung 
und ausreichende Emanzipation von 
den ehemaligen Kolonialmächten 
einsetzen. Die Militärputschisten 
treffen deshalb bei vielen jungen 
Menschen auf Zustimmung. Um 
dieser Entwicklung entgegenzuwir-
ken, sind – neben friedenssichern-
den Maßnahmen sowie solchen, 
die Identitätsstiftung und politische 
Emanzipation ermöglichen – Ein-
kommens- und Beschäftigungsper-
spektiven vonnöten. Noch immer 
bildet die karge Landwirtschaft für 
den Großteil der Bevölkerung in der 
Region die einzige mögliche Ein-
kommensquelle. Daher ist es wich-
tig, Wertschöpfungsketten entlang 
des Agrar- und Ernährungssektors 
aufzubauen – mit entsprechenden 
Investitionen in die benötigte In-
frastruktur, Ausbildung, Zugang zu 
Ressourcen etc. Dies ist auch unter 
humanitären Gesichtspunkten sinn-
voll, da so der Grundstein dafür ge-
legt wird, akuter Mangelernährung 
nachhaltig entgegenzuwirken.
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Nach Aussagen von Regierungsver-
treter*innen soll das deutsche finan-
zielle Engagement in der Sahelregion 
trotz der Haushaltskürzungen nicht 
zurückgefahren werden.57 Das ist be-
grüßenswert. Denn gerade in LDCs 
und in fragilen Kontexten wie denen 
im Sahel darf Deutschland sein Enga-
gement nicht einschränken. Entsteht 
der Eindruck, die Bevölkerungen 
würden für die Unterstützung ihrer 
Regierungen durch den Rückzug der 
internationalen Kooperation bestraft 
und mit der schwierigen humanitä-
ren Situation und prekären Sicher-
heitslage alleingelassen, besteht die 
Gefahr einer weiteren (geo-)poli-
tischen Zuspitzung. Allerdings ist 
noch nicht klar, wie die Zusammen-
arbeit mit den Ländern vor dem Hin-
tergrund der zunehmenden Zahl von 
Militärregierungen fortgeführt wer-
den soll. Neue Konzepte beziehungs-
weise Instrumente sind nötig, die es 
vermeiden, nicht gewählte Regie-
rungen zu legitimieren. Gleichzeitig 
müssen sie dafür sorgen, dass über 
Jahrzehnte aufgebaute Fortschritte 
und Partnerschaften der deutschen 
Kooperation in der Region nicht ge-
fährdet werden. Der Einbeziehung 
der lokalen Zivilgesellschaft kommt 
hier – neben Allianzen mit anderen 
wichtigen panafrikanischen und re-
gionalen Organisationen und Akteu-
ren aus Wirtschaft und Politik – eine 
große Bedeutung zu. 

Die 2017 aufgelegten afrikapoliti-
schen Leitlinien der Bundesregie-
rung drückten viel Zuversicht aus, 
Fragilität durch EZ verringern zu 

können. Angesichts der aktuellen 
Entwicklungen sollten die Bemü-
hungen aber dahin gehen, sinnvolle 
Strategien für den Umgang mit Fra-
gilität zu entwickeln. Deutschland 
braucht eine realistische und ein-
deutig formulierte Zielsetzung für 
Länder und Regionen, die von Fra-
gilität betroffen sind. Das beinhaltet 
klar definierte, situationsangepasste 
und zugleich ressortübergreifend 
einheitlich verstandene Konzepte. 
Dies gilt beispielsweise mit Blick 
auf das Verständnis von Stabilisie-
rung (für das AA die Abwesenheit 
von Konflikt durch die Garantie des 
staatlichen Gewaltmonopols, für das 
BMZ die Gewährleistung menschli-
cher Sicherheit, zum Beispiel in Be-
zug auf Nahrung, Gesundheit etc.), 
aber auch die Einbeziehung der Zi-
vilgesellschaft in die Planung und 
Umsetzung entwicklungspolitischer 
Vorhaben. Die Bundesregierung hat, 
wie weiter oben angemerkt, ihre Ab-
sicht erklärt, sich in Burkina Faso, 
Mali und Niger auf „regierungsfer-
nes und bevölkerungsnahes Arbei-
ten“ zu konzentrieren. Dies impli-
ziert den Versuch, in Staaten mit 
von ihr nicht anerkannten Regie-
rungen ohne offizielle Sichtbarkeit 
zumindest auf kommunaler Ebene 
bei zentralen Entwicklungsvorhaben 
weiterhin Unterstützung zu leisten. 
Die entscheidende Rolle von NROs 
und lokalen zivilgesellschaftlichen 
Initiativen als wirksame Akteure 
muss in diesem Zusammenhang 
mehr Beachtung erhalten. Dies wur-
de auch in einem Konsultationspro-
zess des Auswärtigen Amtes als hier 

federführendem Ministerium mit 
Vertreter*innen der deutschen und 
afrikanischen Zivilgesellschaft zu 
den Ideen für die afrikapolitischen 
Leitlinien der Bundesregierung ge-
fordert, der in der ersten Jahres-
hälfte stattgefunden hat. Durch die 
Zusammenarbeit mit lokalen zivil-
gesellschaftlichen Partnerorganisa-
tionen und ihre langjährige, sichtbar 
erfolgreiche Arbeit vor Ort genießen 
viele deutsche NROs in fragilen Län-
dern Ansehen und Vertrauen. 

Zusammenarbeit mit  
der Zivilgesellschaft stärken

Nichtregierungsorganisationen kön-
nen die Menschen auch in akuten 
Krisen weiter unterstützen; sie haben 
Strategien entwickelt, mit Fragilität 
und immer wieder aufflammenden 
Krisenherden umzugehen. Als neut-
rale, eng mit den lokalen Gemeinden 
vernetzte Akteure können sie gera-
de in fragilen Kontexten auf lokaler 
oder subnationaler Ebene oft mehr 
erreichen, als auf den ersten Blick 
möglich erscheint – dank langjähri-
ger Partnerschaften und kontinuier-
licher Arbeit, der Einbeziehung und 
Stärkung von lokalen Akteuren und 
Betroffenen sowie ihrer Flexibilität 
und der Möglichkeit, Maßnahmen 
kurzfristig anzupassen. Komplexe 
und umfassende Risikomanagement-
Systeme spielen dabei ebenfalls eine 
wichtige Rolle. Humanitäre Hilfs-
organisationen können aufgrund 
ihrer Neutralitäts- und Unparteilich-
keitsprinzipien auch in komplexen 
Konfliktsituationen Zugang zu hilfs-

NEUE KONZEPTE FÜR DEN UMGANG MIT FRAGILITÄT VONNÖTEN

DIE VERZAHNUNG 

VON ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT, 

HUMANITÄRER HILFE UND 

FRIEDENSFÖRDERUNG WIRD IMMER 

WICHTIGER.

NICHTREGIERUNGSORGANISATIONEN 

SIND VERLÄSSLICHE AKTEURE, DIE 

DURCH VERTRAUENSVOLLE BEZIEHUNGEN 

ZU LOKALEN GEMEINSCHAFTEN DIE 

ZUSAMMENARBEIT AUCH UNTER 

SCHWIERIGEN RAHMENBEDINGUNGEN, 

WIE SIE IN FRAGILEN KONTEXTEN 

VORHERRSCHEN, FORTFÜHREN KÖNNEN.

VERWALTUNGSTECHNISCHE 

HÜRDEN UND STARRE FÖRDER-

RICHTLINIEN ERSCHWEREN DIE 

ZUSAMMENARBEIT MIT DER 

ZIVILGESELLSCHAFT 

UND LOKALEN AKTEUREN.
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bedürftigen Menschen aushandeln. 
In Fällen der Doppelmandatierung 
von NROs (EZ und humanitäre Hil-
fe) ermöglicht dies eine umfassende 
Krisenbearbeitung, angefangen bei 
der Nothilfe über den Wiederaufbau 
kritischer Infrastruktur bis hin zur 
langfristigen Resilienz-Stärkung. Ge-
rade die vorausschauende humanitä-
re Hilfe, bei der es darum geht, Kri-
sen vorherzusehen und Menschen 
und Gemeinschaften im Vorhinein 
zu unterstützen, um katastrophale 
Auswirkungen zu vermeiden oder 
zumindest zu reduzieren, birgt hier 
großes Potenzial und sollte weiter 
ausgebaut werden.

Auch in der Entwicklung von Kon-
fliktlösungsmechanismen und der 
Stärkung der demokratischen und 
inklusiven Teilhabe, besonders von 
Frauen und jungen Menschen, soll-
te die Bundesregierung noch stärker 
auf die Zusammenarbeit mit lokalen 
und internationalen zivilgesellschaft-
lichen  Organisationen setzen. Nur 
so kann langfristig die Kohärenz 
zwischen den Bedürfnissen der 
Menschen vor Ort und der deut-
schen internationalen Kooperation 
gewährleistet werden. 

Das BMZ hat im Mai 2024 seine 
neue Zivilgesellschaftsstrategie prä-
sentiert und betont darin die Ab-
sicht, „im Austausch mit der Zivilge-
sellschaft und anderen Geber*innen 
die Förderung der Zivilgesellschaft 
im Globalen Süden mit neuen An-
sätzen ausbauen und pilotieren“ zu 
wollen – „bevorzugt über interna-
tionale Fonds, die Zugang zu Finan-
zierung ermöglichen.“ Eine „direkte-
re“ Förderung lokaler Akteure wird 
dabei als ein ergänzender Ansatz zu 
den bereits bewährten Fördermög-
lichkeiten angesehen. Damit sollen 
die verwaltungstechnischen Her-
ausforderungen umgangen werden, 
die bisher eine solche Förderung 
erschweren. Dies gilt zum Beispiel 
für das Zuwendungsrecht, das vor-
gibt, wie Verträge vergeben werden 

können und welche Anforderun-
gen Zuwendungsempfänger erfül-
len müssen, etwa bei der Organisa-
tionsstruktur. In der Praxis sind die 
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit 
mit lokalen Akteuren stark einge-
schränkt und können ohne eine An-
passung der Vorgaben kaum genutzt 
werden.

Nexus-Ansatz ausbauen und  
Finanzierung flexibler gestalten

Die Bundesregierung nutzt seit vie-
len Jahren die Möglichkeit, Maß-
nahmen im sogenannten Humani-
tarian-Development-Peace-(HDP-) 
Nexus, also im Zusammenspiel von 
humanitärer Hilfe, Entwicklungs-
zusammenarbeit und Friedensförde-
rung, durchzuführen. Hierfür kom-
men unter anderem die Fördertitel 
der humanitären Hilfe (AA) und 
der Übergangshilfe (BMZ) zum Ein-
satz. Beide Titel werden im Wissen 
genutzt, dass sich in den fragilen 
Kontexten vor Ort Nothilfesituatio-
nen und Optionen für längerfristige 
Strukturbildung immer wieder be-
rühren und dass es Fort- und Rück-
schritte gibt. Um den HDP-Nexus zu 
operationalisieren und das ressort-
gemeinsame Vorgehen zu stärken, 
haben die beiden Ministerien für 
Vorhaben mit Nichtregierungsorga-
nisationen den sogenannten Nexus- 
Chapeau-Ansatz entwickelt. Er soll 
dabei helfen, Projekte aus verschie-
denen Titeln in einer Region zu-
sammen zu bearbeiten, ohne dass es 
Dopplungen gibt oder aber die Titel-
treue verloren geht.

Außerdem ist in den vergangenen 
Jahren zu beobachten, dass das Ins-
trumentarium zur Arbeit in fragilen 
Kontexten behutsam erweitert wird. 
Beispiele dafür sind die G5-Sahel-
Fazilität des BMZ58 und die von der 
KfW Entwicklungsbank im Auftrag 
des Auswärtigen Amtes eingerichte-
te PATRIP Foundation.59 Ziel beider 
Einrichtungen ist es, über die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung 

die Lebensbedingungen der Men-
schen vor Ort zu verbessern und 
zur Stabilisierung in der jeweiligen 
Region beizutragen. Die PATRIP 
Foundation etwa unterstützt unter 
anderem ein von der Welthunger-
hilfe mit dem lokalen Partner Inter-
national Charity Public Organization 
JOVID implementiertes Projekt zum 
Auf- und Ausbau von Berufsausbil-
dungszentren speziell für Frauen im 
afghanisch-tadschikischen Grenzge-
biet in der Region Ishkashim. Bei 
den durch die Stiftungen geförder-
ten Maßnahmen spielt die Einbin-
dung lokaler zivilgesellschaftlicher 
Organisationen eine entscheidende 
Rolle, sei es als Partnerorganisatio-
nen in den klassischen Fördertiteln 
oder auch direkt.

Auch kann die Bundesregierung, 
wenn sie in fragilen Kontexten über 
UN-Organisationen oder über die 
Deutsche Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit (GIZ) 
Unterstützung leistet, die Zusam-
menarbeit mit lokalen und interna-
tionalen NROs stärker fördern und 
so auch zu sonst schwer erreich-
baren Gemeinden und Gruppen 
Zugang erhalten. Je stärker diese 
Organisationen ermuntert werden, 
die ihnen zur Verfügung stehenden 
Spielräume zu nutzen und zum Bei-
spiel mehrjährige Finanzierungen 
auch an die Partnerorganisationen 
weiterzugeben, desto verlässlicher 
kann die Unterstützung vor Ort aus-
gestaltet werden. 

Die verschiedenen Initiativen be-
grüßen wir, sehen aber auch die Not-
wendigkeit, die Spielräume für eine 
Flexibilisierung der Förderung zu 
erweitern. So sollte die programm-
basierte Förderung mit der Möglich-
keit, Mittel bei Bedarf ohne größe-
ren Umwidmungsaufwand zwischen 
Ländern zu verschieben, beibehal-
ten und ausgebaut werden. Dieser 
Weg wird in der humanitären Hilfe 
seit einigen Jahren erfolgreich ein-
geschlagen. Weiterhin eröffnet die-
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ser Ansatz die Möglichkeit, Mittel, 
die in einem Land im Haushaltsjahr 
aus verschiedenen Gründen nicht 
verausgabt werden können, in ein 
anderes Land zu transferieren, statt 
sie dem Zuwendungsgeber zurück-
geben zu müssen. 

Um in fragilen Kontexten arbeits-
fähig zu bleiben, müssen Organisa-
tionen in der Lage sein, Mittel an 
Projektpartner*innen, eigene Büros 
und Lieferant*innen weiterzuleiten. 
Die Auflagen hinsichtlich der Ver-
meidung von Transfers an terroris-
tische und mit Sanktionen belegte 
Personen und Organisationen sind 
zu Recht hoch. Umsetzungspart-

ner*innen wenden detaillierte Prüf-
verfahren an, um größtmögliche 
Vorsicht walten zu lassen. Sie brau-
chen hier Vertrauen und Flexibilität 
in der Nutzung verschiedenster Op-
tionen. Projektabbrüche aufgrund 
von versperrten Mitteltransferwe-
gen und der Entlassung von Perso-
nal bei lokalen und internationalen 
Partnerorganisationen signalisieren 
in den Partnerländern das Gegenteil 
von Verlässlichkeit und Vertrauen. 
Internationale Nichtregierungsorga-
nisationen haben starke Prüfmecha-
nismen entwickelt und kennen die 
lokalen Partnerorganisationen, ihre 
Kapazitäten und Prozesse oft seit 
Jahren. Dadurch können sie Trans-

parenz und Rechenschaftslegung ge-
währleisten.

Zusammenarbeit in fragilen Kontex-
ten zu fördern ist auch eine bewuss-
te Entscheidung, die sich aus dem 
humanitären Imperativ ableitet. 
Sowohl lokale als auch internatio-
nal tätige deutsche Organisationen 
brauchen hier nicht nur das Ver-
trauen der Bundesregierung in ihre 
Arbeit und Prozesse, sondern auch 
die Bereitschaft, bestehende Risi-
ken, die nicht vollumfänglich ein-
gehegt werden können, angemessen 
zu teilen und entsprechende Kosten 
zu übernehmen.60 

MENSCHENRECHTSKONZEPT ALS LEITLINIE

DIE KRITISCHE SICHERHEITSLAGE 

IM SAHEL BILDET DEN NÄHRBODEN 

FÜR HUMANITÄRE NOTLAGEN UND EINE 

SCHWIERIGE BIS PREKÄRE 

MENSCHEN RECHTSSITUATION; 

LETZTERE IST GUT DOKUMENTIERT.

IN SIEBEN DER DREIZEHN 

BILATERALEN PARTNERLÄNDER DES BMZ 

IN DER SAHELZONE SIND BEREITS 

NATIONALE MENSCHENRECHTS-

INSTITUTIONEN VORHANDEN, 

DIE ALS AUSGANGSPUNKT FÜR EINEN 

MENSCHENRECHTSBASIERTEN 

DIALOG DIENEN KÖNNEN.

FEHLENDE GESELLSCHAFTLICHE 

TEILHABE IN DER REGION 

STEHT EFFEKTIVEN (ENTWICKLUNGS-)

POLITISCHEN LÖSUNGEN 

IM WEG. 

Die Ausrichtung der Zusammen-
arbeit mit den Sahel-Ländern sollte 
sich – wie die deutsche EZ generell 
– am Menschenrechtskonzept des 
Bundesentwicklungsministeriums 
orientieren, das der Öffentlichkeit 
im Dezember 2023 in aktualisier-
ter Fassung vorgelegt wurde. Das 
Konzept ist maßgeblich von der 
umfassenden Evaluierung „Men-
schenrechte in der deutschen Ent-
wicklungspolitik“61 inspiriert, deren 
Ergebnisse 2021 publiziert wurden. 
Die Evaluierung zeigt auf, in wel-
chen Handlungsfeldern die Umset-
zung des BMZ-Menschenrechtsan-
satzes verbessert werden sollte. Wie 
das in der Praxis aussehen könnte, 
lässt sich anhand des BMZ-Engage-
ments im Sahel gut erläutern.

In den meisten Ländern der Sahel-
zone ist die Menschenrechtslage 
schwierig bis prekär. Mit dem Ende 
der Friedensmission der Vereinten 
Nationen in Mali (MINUSMA), den 
zuvor genannten Militärputschen 
und den weiterhin verbreiteten Ak-
tivitäten dschihadistischer Gruppie-
rungen bildet schon die kritische 
Sicherheitslage einen Nährboden für 
humanitäre Notlagen und Menschen-
rechtsverletzungen. Hinzu kommen 
Verletzungen von Rechten wie des 
Rechts auf angemessene Nahrung, 
auf Wasser und Sanitärversorgung so-
wie auf Gesundheit und Bildung, um 
nur einige gewichtige Missstände zu 
nennen. Für Millionen Geflüchtete 
und intern Vertriebene sind die Le-
bensbedingungen noch schwieriger 

als für die ansässige Bevölkerung. Vor 
diesem Hintergrund sollte sich eine 
Entwicklungspolitik in der Sahel-
zone62 am gesamten Spektrum der 
politischen, bürgerlichen, wirtschaft-
lichen und sozialen Menschenrechte 
orientieren. Folgende Informationen 
zu den Rahmenbedingungen sollte 
das BMZ besonders berücksichtigen:

Menschenrechtliche Datenlage  
als Basis nutzen

Alle Länder der Region haben zahl-
reiche UN-Menschenrechtsabkom-
men ratifiziert63 und werden deshalb 
von den zuständigen UN-Gremien 
beobachtet. Zudem wurden über  
das periodische Überprüfungsver-
fahren des UN-Menschenrechtsrates 
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seit 2021 zu jedem Schwerpunktland 
des BMZ in der Region Empfehlun-
gen entwickelt. Seit 2013 gibt es 
einen unabhängigen Experten (inde-
pendent expert) des UN-Menschen-
rechtsrates für Mali, der zahlreiche 
Themen von politischen Rechten 
über Sicherheitsfragen bis zu so-
zialen und wirtschaftlichen Rechten 
abdeckt. Und seit 2017 haben Inter-
aktionen aller menschenrechtlichen 
Vertragsorgane mit BMZ-Schwer-
punktländern im Sahel stattgefun-
den. Allein im Jahr 2023 hat sich 
unter anderem der UN-Ausschuss 
gegen Folter mit Äthiopien befasst, 
der Frauenrechtsausschuss mit 
Mauretanien, der Ausschuss gegen 
Rassendiskriminierung mit Niger 
und Nigeria und der Ausschuss für 
Wirtschafts- und Sozialrechte mit 
dem Tschad.64 Darüber hinaus verfü-
gen sieben der dreizehn bilateralen 
Partnerländer des BMZ (Äthiopien, 
Mali, Mauretanien, Niger, Nigeria, 
Senegal und Tschad) über eine nati-
onale Menschenrechtsinstitution)65 
und damit über relevante Informati-
onen über die Menschenrechtslage. 
All diese genannten Quellen eignen 
sich hervorragend für die Vorberei-
tung, Begleitung und Qualitätssiche-
rung etwa von Projektkonzepten, 
Strategien oder Politikdialogen.

Menschenrechtsansatz  
mainstreamen

Das Menschenrechtskonzept des 
BMZ empfiehlt die „Berücksichti-
gung“ von Menschenrechten, Ge-
schlechtergleichstellung und Inklu-
sion in allen Strategien. Eine kriti-
sche Durchsicht der Afrika-Strategie 
des BMZ vom Januar 2023 zeigt, dass 
der Begriff der Menschenrechte zwar 
immer wieder aufgegriffen wird; 
von einer grundsätzlichen Veranke-
rung des Menschenrechtsansatzes 
kann jedoch nicht die Rede sein. In 
keinem der Schwerpunktkapitel der 
Strategie werden die Prioritäten und 
Ansätze des BMZ auch menschen-
rechtlich begründet. Beispiel „Just 

Transition“: Bis auf einen Hinweis 
bei den Lieferketten ist das Kapitel 
nicht menschenrechtlich ausbuch-
stabiert. Eine verpasste Gelegenheit, 
Klima- und Menschenrechtsschutz 
zusammenzudenken und dabei die 
Rechte auf Nahrung, auf Wasser und 
auf Wohnen in den Mittelpunkt zu 
stellen. Im Kapitel „Feministische 
EZ und Geschlechtergerechtigkeit“ 
wird etwas deutlicher auf Rechte 
Bezug genommen, etwa den Schutz 
von Frauen vor Gewalt sowie se-
xuelle und reproduktive Rechte. 
Im Kapitel „Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratie, Menschenrechte und 
gute Regierungsführung“ schließ-
lich wer den Kinder- und Frauen-
rechte sowie einige weitere spezi-
fische  Diskriminierungsthemen be-
nannt. Dies sind relevante Themen, 
doch gerade die ausdrückliche Be-
nennung von wirtschaftlichen und 
sozialen Rechten als Grundpfeiler 
der Existenzsicherung würden hier 
– jedenfalls auf die Sahelzone be-
zogen – zu dem Eindruck beitragen, 
dass dringende Anliegen der Zivil-
bevölkerung erkannt und ernst ge-
nommen werden. 

Menschenrechte müssen nicht im-
mer als Begründung für strategische 
Prioritäten dienen. Aber als roter 
Faden für die Afrika-Strategie hätten 
sie sich angeboten. Das hätte den 
Vorteil, einfach und konsistent zu 
sein. Zudem wäre der damit herge-
stellte Bezug zu den relevanten glo-
balen Menschenrechtsabkommen 
eine Klammer, die den afrikanischen 
und den europäischen Kontinent 
verbindet und eine gemeinsame 
Wertegrundlage bildet. 

Die afrikapolitischen Leitlinien der 
Bundesregierung bieten eine Mög-
lichkeit, das Mainstreaming von 
Menschenrechten auf übergeordne-
ter Ebene nachzuholen. Dies sollte 
allerdings nicht auf einseitige Beleh-
rungen und Ansätze hinauslaufen, 
sondern erfordert gerade auch von-
seiten der Geber eine selbstkritische 

Haltung, die die eigene menschen-
rechtliche Verantwortung anerkennt 
und Widersprüche (z. B. Klimawan-
del, ungerechte Rohstoff- und Han-
delspolitik, koloniales Erbe) thema-
tisiert.

Teilhabe sicherstellen

Teilhabe ist ein wesentlicher Grund-
satz des internationalen Menschen-
rechtsschutzes; darüber hinaus wird 
sie im aktuellen Menschenrechts-
konzept des BMZ als Priorität ge-
nannt. Hier besteht in der Sahelzone 
– wie in vielen anderen Weltregio-
nen – eine Diskrepanz zwischen Pri-
oritäten aus deutscher/europäischer 
Sicht, aus der Sicht amtierender Re-
gierungen und aus der Sicht der Be-
völkerung, die von den Maßnahmen 
profitieren soll. Aus menschenrecht-
licher Perspektive muss gerade in 
dieser Situation der Grundsatz der 
Teilhabe der Bevölkerung an Ent-
scheidungen in den Mittelpunkt ge-
rückt werden, selbst wenn die dabei 
zutage geförderten Vorstellungen 
nicht den eigenen entsprechen. Dies 
gilt vor allem auch für die Interessen 
der jungen Menschen, die sich von 
ihren Regierungen – wie im Falle 
der genannten Sahel-Länder auf-
gezeigt – oft nicht ausreichend ver-
treten fühlen und möglicherweise 
eine andere Sicht auf die Lösung von 
Konflikten haben. Damit stellt sich 
zusätzlich die Frage, welche Ver-
fahren geeignet sind, diese Teilhabe 
sicherzustellen.

Als Bundesministerium ist das BMZ 
grundsätzlich Partner der Regie-
rungsinstitutionen in den Partner-
ländern. Was aber, wenn diese Re-
gierungen – wie in einigen vorlie-
genden Fällen – als Vertretung ihrer 
Bevölkerung nicht glaubwürdig 
erscheinen? Welche Möglichkeiten 
hat die deutsche EZ, Informationen 
über menschenrechtliche Schwie-
rigkeiten, einflussreiche Akteure 
und vielversprechende Optionen 
zu ermitteln? Transparenz in der 
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politischen Einschätzung, ernsthafte 
Schritte zur Ermittlung von men-
schenrechtlichen Prioritäten aus 
Sicht der Bevölkerung (die oft ge-
nug noch in zahlreiche Gruppie-

rungen zerfällt) und die glaubhafte 
Unterstützung wichtiger nationaler 
(oder lokaler) Initiativen sind zuge-
gebenermaßen nicht leicht umzu-
setzen. Sie sind aber Voraussetzung 

für eine relevante und glaubwürdige 
Menschenrechtspolitik, die sich in 
Politikdialogen, im  Mainstreaming 
und in fokussierten Maßnahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit zeigt.

RECHT AUF NAHRUNG UND LÄNDLICHE ENTWICKLUNG  
STÄRKER IN DEN LEITLINIEN VERANKERN

HUNGER UND KONFLIKTE 

BEDINGEN EINANDER UND MÜSSEN – 

GERADE IN FRAGILEN KONTEXTEN – IMMER 

ZUSAMMENGEDACHT WERDEN.

DIE GEZIELTE STÄRKUNG DER 

LANDWIRTSCHAFTLICHEN PRODUKTION 

TRÄGT IN VIELEN REGIONEN AFRIKAS 

ENTSCHEIDEND DAZU BEI, HUNGER 

UND MANGELERNÄHRUNG ZU BESEITIGEN 

UND DEN BEDARF AN NAHRUNGSMITTEL-

HILFE ZU SENKEN. DENNOCH FLIESST 

BEISPIELSWEISE IN SUBSAHARA-AFRIKA 

NUR EIN GERINGER TEIL DER 

DEUTSCHEN ODA IN LANDWIRTSCHAFT 

UND LÄNDLICHE ENTWICKLUNG.

ERNÄHRUNGSSICHERUNG 

UND LÄNDLICHE ENTWICKLUNG MÜSSEN 

IN DEN AFRIKAPOLITISCHEN LEITLINIEN 

DER BUNDESREGIERUNG 

HERVORGEHOBEN WERDEN. 

In Burkina Faso, Mali, Niger, Maure-
tanien und dem Tschad sind 10,8 Mil-
lionen Menschen von akuter Ernäh-
rungsunsicherheit betroffen.66 Der 
Sahel ist die ärmste Region in Sub-
sahara-Afrika. Was nicht bedeutet, 
dass für die anderen Länder Entwar-
nung gegeben werden kann. Denn 
in Afrika südlich der Sahara ist der 
Anteil der Kinder, die an Unterernäh-
rung leiden, weltweit am höchsten 
– wenngleich die höchsten absoluten 
Zahlen in Südasien zu verzeichnen 
sind. Auch die Kindersterblichkeits-
rate ist in Subsahara-Afrika am höchs-
ten. Seit 2015 hat sich die Ernäh-
rungssituation in der Region nicht 
verbessert, wie aus dem Welthunger-
Index (WHI) ersichtlich wird.67 Das 
Ziel, bis 2030 „Zero Hunger“ zu er-
reichen, ist damit in vielen Ländern 
des Kontinents wieder weiter in die 
Ferne gerückt.68 Beobachter*innen 
gehen davon aus, dass im Oktober 
dieses Jahres allein in afrikanischen 
Ländern 204 Millionen Menschen 
auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen 
sein werden.69 

Für große Bevölkerungsteile auf dem 
Kontinent bleibt das Menschenrecht 
auf angemessene Nahrung also un-
erfüllt. Frauen, Jugendliche und an-
dere vulnerable Gruppen sind hier-
von besonders betroffen. Die Pro-
Kopf-Produktion im afrikanischen 
Agrarsektor bleibt im weltweiten 
Vergleich weiterhin Schlusslicht, 
die landwirtschaftliche Produktivi-
tät von Frauen liegt aufgrund ge-
schlechtsspezifischer Unterschiede 
in der (Aus-)Bildung und beim Zu-
gang zu Ressourcen und Technolo-
gie um 24 Prozent unter dem Wert 
von Männern.70 Das Schließen die-
ser Lücke würde einen wichtigen 
Beitrag zur Ernährungssicherung 
leisten. 

Wie in zahlreichen anderen Re-
gionen Afrikas besteht auch in der 
Sahelregion großes Potenzial, Hun-
ger und Mangelernährung durch 
gezielte Maßnahmen zur Stärkung 
der landwirtschaftlichen Produktion 
zu beseitigen.71 In diesen Ländern 
fließt jedoch nur ein geringer Teil 

der deutschen ODA in Landwirt-
schaft und ländliche Entwicklung, 
ein großer Teil hingegen in die Nah-
rungsmittelhilfe (siehe Grafik auf 
Seite 26). Dabei würde es gerade 
die Förderung von Landwirtschaft 
und ländlicher Entwicklung ermög-
lichen, den Bedarf an Nahrungs-
mittelhilfe zu reduzieren. Dies wäre 
sowohl aus humanitärer als auch aus 
ökonomischer Sicht zu begrüßen.

Angesichts dieser Zahlen und der 
schlechten Prognosen (siehe unter 
anderem Welthunger-Index) müssen 
die Themen Recht auf Nahrung, Er-
nährungssicherung, Ausbau und 
Transformation der Agrar- und Er-
nährungssysteme sowie nachhaltige 
ländliche und landwirtschaftliche 
Entwicklung in den afrikapoliti-
schen Leitlinien der Bundesregie-
rung mehr Aufmerksamkeit erhalten. 
Ländliche Entwicklung und Ernäh-
rungssicherung sind auch für die Re-
silienz in fragilen Kontexten zentral. 
Ernährungssysteme sind anfällig für 
die Klimakrise und Naturkatastro-
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phen, für Pandemien und Kriege. 
Hunger und Armut in ländlichen 
Gebieten treiben junge Menschen  
in die Arme von bewaffneten Grup-
pen. Flucht und Vertreibung führen 
dazu, dass Bauern und Bäuerinnen 
ihre Felder nicht mehr bestellen kön-
nen. Mangelnder Zugang zu Ressour-
cen wie Ackerflächen, Weideland und 
Wasser schürt Konflikte. Hunger und 
Konflikte gehören daher immer zu-
sammengedacht; Ernährungssicher-
ung trägt zum Frieden bei und um-
gekehrt. Dieser Zusammenhang 
darf nicht aus dem Blick geraten. Der 
Schaffung von Resilienz mit Blick auf 
den Klimawandel und gewaltsame 
Konflikte sollte in den afrikapoliti-
schen Leitlinien daher eine Schlüs-
selrolle zukommen. 

Für die Zusammenarbeit mit der Sa-
helregion bedeutet dies konkret, dass 
die Agrar- und Ernährungswirtschaft 
unterstützt werden muss. Dabei soll-
ten die Entwicklung von verarmten 
kleinstbäuerlichen Haushalten hin 
zu sozial, ökologisch und wirtschaft-
lich tragfähigen landwirtschaftlichen 
(Familien-)Betrieben und die Schaf-
fung von Einkommensmöglichkeiten 
im ländlichen Raum Priorität haben, 
beispielsweise über die Förderung 
der Weiterverarbeitung von land-
wirtschaftlichen (Roh-)Produkten. 
Investitionen in moderne Produk-
tionstechniken, die es Landwirt*in-
nen und Tierhalter*innen erlauben, 
effizient und ressourcenschonend zu 
wirtschaften, sind ebenso vonnöten 
wie Investitionen in die Verarbei-

tung, Lagerung und Kühlung sowie 
den Transport und die Vermarktung 
von Produkten.

Dringend notwendig sind zudem 
Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel und zur Stärkung  
von Klimaresilienz, beispielsweise 
durch die Förderung kleinbäuerli-
cher Bewässerungsinitiativen oder 
die Unterstützung regionaler Vor-
haben wie der Great Green Wall In-
itiative, die sich zum Ziel gesetzt 
hat, durch Aufforstung und Wieder-
herstellung degradierter Böden in 
der Sahelzone und Sahara bis 2030 
250 Millionen Tonnen  Kohlendioxid 
zu speichern und 10 Millionen 
Arbeitsplätze zu schaffen.72 Die För-
derung von Ausbildungsinitiativen 
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DEUTSCHE ODA AN SAHELLÄNDER IM JAHR 2022
Bilaterale ODA, ohne Berücksichtigung von ODA für Mehrländerprojekte und überregionale Projekte; in Millionen Euro,  

in konstanten Preisen von 2023; Quelle: OECD-DAC (CRS).

Landwirtschaft und  
ländliche Entwicklung Restliche ODANahrungsmittelhilfe*

IN DEN SAHELLÄNDERN MACHT DIE NAHRUNGSMITTELHILFE EINEN GROSSEN TEIL DER DEUTSCHEN ODA AUS,  
WÄHREND DIE AUSGABEN FÜR LANDWIRTSCHAFT UND LÄNDLICHE ENTWICKLUNG RELATIV GERING SIND.

* Instrumente der humanitären Hilfe über die Verteilung von Nahrungsmitteln hinaus werden hier der „restlichen ODA“ zugerechnet.
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– wie des „Skill Up!“-Programms der 
Welthungerhilfe, das aktuell in elf 
Ländern aktiv ist, darunter in Mali – 
sollte ebenso Priorität haben wie die 
Stärkung lokaler Wirtschaftskreis-
läufe und die Unterstützung von 
Kleinunternehmen. Ebenso wichtig 
sind die Prävention und Überwin-
dung von Konflikten und die Verbes-
serung der Gesundheitsversorgung.

Schon bevor die Putsche in der Regi-
on zur Einstellung der staatlichen EZ 
führten, zeichnete sich der zuneh-
mende Bedarf an humanitärer Hilfe 
ab. Gerade fragile Kontexte brau-
chen jedoch langfristige Entwick-
lungsprogramme und Zielsetzun-
gen, um die kritische Infrastruktur 

wie Schulen, Gesundheitseinrich-
tungen und Energie- und Wasserver-
sorgung zu stärken, die Nahrungs-
mittelproduktion zu sichern, soziale 
Sicherungssysteme aufzubauen, die 
Widerstandsfähigkeit der Bevölke-
rung zu erhöhen und schlimmeren 
Krisen vorzubeugen. In einem solch 
gefestigteren Umfeld können sich zi-
vilgesellschaftliche Strukturen und 
Organisationen im ländlichen Raum 
(weiter-)entwickeln und festigen. 
Ihr langfristiges politisch-strategi-
sches Engagement sorgt wiederum 
vor Ort für eine gewisse Stabilität.

In den afrikapolitischen Leitlinien 
der Bundesregierung sollte klar 
hervorgehoben werden, warum Ent-

wicklungszusammenarbeit wichtig 
ist, was sie bisher geleistet hat und 
was sie in Zukunft leisten kann. 
Denn so nachvollziehbar das Ein-
stellen der bilateralen Zusammen-
arbeit und damit das Einfrieren 
öffentlicher Gelder – über deren 
Verwendung Rechenschaft abgelegt 
werden muss – angesichts von Mili-
tärputschen und undemokratischen 
Machtübernahmen auch ist: Für 
die Bevölkerung vor Ort ist dieser 
Schritt fatal. Zudem nimmt er den 
Geberländern die Chance, mit den 
Regierungen im konstruktiven Dia-
log zu bleiben. Das Aussetzen der 
Entwicklungszusammenarbeit soll-
te, wenn überhaupt, das allerletzte 
Druckmittel sein, nicht das erste.
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AU Afrikanische Union

BMEL Bundesministerium für Ernährung  
und Land wirtschaft

BMF Bundesfinanzministerium

BMVg Bundesministerium der Verteidigung

BMWK Bundesministerium für Wirtschaft  
und Klimaschutz

BMG Bundesministerium für Gesundheit

BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche  
Zusammenarbeit und Entwicklung

BNE Bruttonationaleinkommen

CRS Creditor Reporting System

ECOWAS Economic Community of West African States

mental health of displaced children.  
Verfügbar unter: https://civil-protection- 
humanitarian-aid.ec.europa.eu/news-stories/
stories/sahel-caring-mental-health-displaced-
children_en (letzter Zugriff: 25.03.24).

56 Amnesty International (2021). “I have  
nothing left except myself” – The worsening 
Impact on children of conflict in the Tillaberi 
region of Niger, S. 37ff.  Verfügbar unter:  
https://www.amnesty.org/en/wp-content/ 
uploads/2021/09/AFR4346272021ENGLISH.pdf. 
 Save the Children (2023): Stop the war on 
children: Let children live in peace. S. 25ff.  
Verfügbar unter: https://resourcecentre.savethe-
children.net/pdf/SWOC_report_2023_WEB.pdf.

57 AA-Arbeitsstab Sahel im Meeting mit Fokus 
Sahel Netzwerk, Februar 2024.

58 Facilité Sahel; https://facilite-g5sahel.org/fr.

59 PATRIP Foundation; https://patrip.org.

60 Inter-Agency Standing Committee 
(20.03.2024):  A journey towards effective risk-
sharing: Risk-sharing Framework Simulation 
Outcome Report. Verfügbar unter:  
https://interagencystandingcommittee.org/
grand-bargain-official-website/journey-towards-
effective-risk-sharing-risk-sharing-framework- 
simulation-outcome-report-0.

61 DEval (2021): Menschenrechte in der 

deutschen Entwicklungspolitik. Verfügbar unter: 
https://www.deval.org/fileadmin/Redaktion/
PDF/05-Publikationen/Berichte/2021_Men-
schenrechte/DEval_4_2021_Menschenrech-
te_in_der_deutschen_EZ_Teil_1_web_.pdf.

62 Der vorliegende Text bezieht sich nur auf die 
Schwerpunktländer des BMZ, also Äthiopien, 
Faso, Mali, Mauretanien, Niger, Nigeria, Sene-
gal, Südsudan, Sudan und Tschad.

63 UN-Hochkommissariat für Menschenrechte: 
Ratification of 18 International Human Rights 
Treaties. Verfügbar unter: https://indicators.
ohchr.org/https://indicators.ohchr.org  
(letzter Zugriff: 25.03.24).

64 UN-Hochkommissariat für Menschenrechte; 
https://uhri.ohchr.org/en.

65 UN Human Rights Office und Global 
Alliance of National Human Rights Institutions: 
 Accreditation Status as of 29 November 2023.  
Verfügbar unter: StatusAccreditationChartNHR-
Is_Nov23.pdf.

66 FSIN and Global Network Against Food 
Crises (2024): GRFC 2024.  
Verfügbar unter: https://www.fsinplatform.org/
report/global-report-food-crises-2024  
(letzter Zugriff: 31.05.2024).

67 Welthungerhilfe & Concern Worldwide 
(2023): Welthunger-Index 2023.  
Verfügbar unter: https://www.globalhunger-
index.org/pdf/de/2023.pdf.

68 Welthungerhilfe: Krieg macht hungrig.  
Verfügbar unter: https://www.welthungerhilfe.
de/hunger/krieg-und-hunger  
(letzter Zugriff: 31.05.2024).

69 Famine Early Warning Systems Network 
(2024): Food Assistance Outlook Brief April 
2024. Verfügbar unter: https://fews.net/sites/
default/files/2024-04/FAOB-April%202024.pdf.

70 FAO (2024): Enhancing crop production in 
the Sahel through innovative technologies in 
small-scale irrigation systems. Verfügbar unter: 
https://www.fao.org/science-technology-and-
innovation/resources/stories/enhancing-crop-
production-in-the-sahel-through-innovative-
technologies-in-small-scale-irrigation-systems/en 
(letzter Zugriff: 30.05.24).

71 FAO (2023): The Status of Women in 
Agrifood Systems. Verfügbar unter: https:// open-
knowledge.fao.org/server/api/core/bit streams/
ca110cb3-0bab-494a-84af-14e6bd8c8b35/ 
content (letzter Zugriff: 31.05.2024).

72 The Great Green Wall; https://thegreatgreen-
wall.org/about-great-green-wall.

EZ Entwicklungs zusammenarbeit

FAO Food and Agriculture Organization  
of the United Nations

GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale  
Zusammenarbeit

IMF International Monetary Fund

LDC Least Developed Country

ODA Official Development Assistance

OECD Organisation for Economic Co-operation  
and Development

SDG Sustainable Development Goal

UN United Nations

UNICEF United Nations International Children’s  
Emergency Fund

WHI Welthunger-Index
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KONTAKT

Deutsche  
Welthungerhilfe e. V.

FRIEDRICH-EBERT-STRASSE 1
53173 BONN 

TELEFON: 0228 / 22 88 – 0 
FAX: 0228 / 22 88 – 333

BÜRO BERLIN: 
REINHARDTSTRASSE 18

10117 BERLIN
TELEFON: 030 / 28 87 49 – 11 

E-MAIL: POLICY@WELTHUNGERHILFE.DE 
INTERNET: WWW.WELTHUNGERHILFE.DE 

terre des hommes  
Deutschland e. V. 

RUPPENKAMPSTRASSE 11 A
49084 OSNABRÜCK 

TELEFON: 0541 / 71 01 – 0 
FAX: 0541 / 70 72 33

BÜRO BERLIN:
SOPHIENSTR. 1
10178 BERLIN

TELEFON: 030 / 16 63 85 37 6

E-MAIL: INFO@TDH.DE
INTERNET: WWW.TDH.DE
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